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Ver Heimatdieiist
L

Vor der Geplembertaaunades Völkerbundes-.
Die diplomatischspolitischen Sommerferien gehen ihrem Ende

entgegen und mit dem Beginn der Tagung des Völkerbundsrates am

1. September und der Völkerbundsversammlung am 5. September
wird das Spiel der großen Politik, das ja auch in den Sommer-

monaten keineswegs unterbrochen worden ist, wieder lebhafter sein-

setzen. Man wird deshalb mit Nutzen einen Blick auf die Ent-

wicklung der letzten Monate zurückwerfen und sich darüber klarzus
werden versuchen. .

l. Die Genfer Geeabrüstungskvnfereiiz.
Die Dreimächtekonferenz ,,zur Ausdehnung der Rüstungss

beschränkungzur See«, die-fast sieben Wochen lang, vom 20. Juni
bis ti. August, auf Einladung des amerikanischen Präsidenten
Coolidge zwischen den Vereinigten Staaten, England und Japan in
der Stadt des Völkerbundes tagte, hat mit einem vollen Fiasko ge-
endet, demgegenüber der Ausgang der bisherigen Abrüstungs-
konferenzen des Völkerbundes geradezu in rosiger Beleuchtung er-

scheinen muß.
«

Der Einberufung dieser Dreimächtekonferenzlag der vielleicht zu
einfache Gedanke zugrunde, den auf der Washingtoner Seeabrüstungs-
konferenz von 1922 für die großen Schifsseinheiten von Amerika,
England und Japan erreichten Koeffizienten v : 5 : Z nunmehr auch
auf die sogenannten Hilfsschiffe wie mittlere und kleine Kreuzer,
Torpedo- und UsBoote auszudehnen. Mit anderen Worten, Amerika
wollte zur See energisch abrüsten und das maritime Wettrennen in

Zukunft mit vereiteln helfen, wenn die auf der Washingtoner Kon-

ferenz von 1922 für Großkampfschiffe vereinbarte Parität auch für
kleinere Schiffsgattungen durchgesetzt werden könnte. Die Tatsache,
daß die schon in Washington erreichte Gleichberechtigung der Ver-

einigten Staaten mit England für die ganze Flotte zur Geltung ge-
bracht werden sollte, mußte der englischen Diplomatie freilich allzu
deutlich vor Augen führen, wer von den beiden angelsächsischen See-
mächten als Sieger des Weltkrieges zu betrachten ist. Wagte es doch
seit Napoleons Zeiten zum erstenmal eine Großmacht, England die

unumschränkte Seeherrschaft streitig zu machen. Hiergegen mußte
England aus einfachsstem Selbsterhaltungstrieb vorbauen, und dies
hätte Coolidge bedenken müssen, als er das Werk von Washington in

Genf zu Ende führen wollte. Da er den Bogen überspannte, mußte
er das Spiel gegen England verlieren. Leider mußte er aber auch
dem Abrüstungsgedanken ungewollt Schaden zufügen, da die Feinde
der Abrüstung in aller Welt und die Rüstungsindustrie Amerikas, die

nunmehr vorerst das Wort hat, aus der Entwicklung die letzten
Konsequenzen zu ziehen bereit sein werden«

Auch dieser bedauerliche Ausgang der Dreimächtekonferenz, bei
der es bezeichnend ist, daß Japan als Vermittler bis zuletzt das Un-

heil abzuwenden suchte, wird freilich über kurz oder lang zu neuen

Einigungsbestrebungen führen müssen. Dabei wird amerikanischers
seits eine bessere Vorbereitung und größere Rücksichtnahme auf eng-
lische Tebensbedürfnissenotwendig sein und nicht einfach die parität
der Gesamttonnage bei beliebiger Ausnutzung für die einzelnen
Schiffstypen gefordert werden dürfen. Denn in der Tat ist es für
England wenigstens bei seiner jetzigen Weltstellung unerträglich-
wenn den Vereinigten Staaten z. B. die gleiche Kreuzerrüstung
en bloc zugebilligt würde, obwohl England mehr als viermal soviel
Flächenraum in aller Welt zu schützen hat als Amerika. England
wiederum wird bei neuerlichen Versuchen einerVerständigung über

die Seeabrüstung nicht auf der Parität der Höchstgrenze für die

Kreuzertonnage bestehen und dabei Amerika den Bau großer Kreuzer-
den England nicht mehr nötig hat, nicht einfach untersagen, den Bau
kleiner Kreuzer aber gestatten dürfen, obwohl Amerika deren bei
weitem nicht in dem Maße wie England bedarf. Natürlich ver-

zichtet Amerika gern auf eine Parität im Bau dieser kleineren

Kreuzer, die nur England zum Schutze seiner Verbindungswege
dringend gebraucht, und die es darum nach bekannten französischen
Re epten nicht zur offensiven, sondern zur desensiven Waffe gerechnetwissenwilll Statt dessen fühlt sich Amerika angesichts der fünf-
fachen überlegenen englischen Handelsflotte, die im Kriegsfalle sofort
zu Kriegszwecken verwandt werden kann, von England wieder dis-

paritätisch behandelt, weshalb es seinerseits den englischen Kreuzer-
plänen Widerstand entgegensetzen mußte.

Die vorläufigen Folgen der gescheiterten Seeabrüstung erscheinen
trübe genug. Am verhängnisvollsten ist vielleicht angesichts unserer
abgerüsteten Stellung in der Welt die Diskreditierung des Ab-

rüstungsgedankens, die auch auf die Abrüstungspläne des Völker-

bundes insofern zurückwirken muß, als die Skeptiker und Spötter
diesen Abrüstungsplänen unter Hinweis auf die Dreimächtekonferenz
neue Hindernisse bereiten werden. Überdies wird nun England seine
auf der Dreimächtekonferenz erfolgreich angemeldete maritime

»Sicherheit« durch Versprechungen an Frankreich hinsichtlich dessen
festländischer Sicherheit zu erkaufen bemüht sein. So dürfte der

Ausgang der Genfer Besprechungen auch die Entwicklung der

nächsten Abrüstungskonferenz des Völkerbundes ungünstig beein-
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flussen, da der im Schoße des Völkerbundes zutage getretene fran-
zösisch-angelsächsischeGegensatz in der Abrüstungsfrage englischer-
seits nun unerwartet rasch überbrückt werden kann. Das bevor-

stehende Wettrüsten zur See, das freilich· bei aller englischen Ent-

schlossenheit zur Aufrechterhaltung seiner maritimen Vorherrschaft
seine Grenze finden wird in der englischen Leistungsfähigkeit die

den Vergleich mit der amerikanischen eben nicht auszuhalten vermag
birgt außerdem mancherlei Zukunftsgefahren in sich: für den

Frieden überhaupt wegen der davon zu erwartenden Entfremdung
zwischen England und Amerika, für die französischenLandrüstungss
fanatiker, die dieses maritime Wettrüsten zum Vorbild und als Kom-

pensation werden verwenden wollen, nicht zuletzt für die Finanzen
Europas, die bei der allgemeinen wirtschaftlichen Verflechtung durch
englisches Wettrüsten in schwerste Mitleidenschaft gezogen werden

müßten. Sollte sich nämlich Amerika zu energischer Seerüstung ent-

schließen und infolge dieses Entschlusses, wie einst England zur

splendid isolatioii zurückkehrend,von Europa abwenden, so würde
dies mit Sicherheit zur Folge haben, daß die alliierten Schuldner
Amerikas dann ernsthaft an die Zahlung ihrer Verbindlichkeiten er-

innert werden. Das aber würde sich wiederum deutscherseits
empfindlich- bemerkbar machen bei den Forderungen aus dem Dawess

Abkommen, dessen Revisionsbedürfnis dann ebenfalls leicht zu den

Opfern der Abrüstung gehören könnte.

Infolgedessen wird man, wenn auch ohne Berechtigung zu

solchem Optimismus, die von dem japanischen Admiral Saitos

und von dem Genfer Schlußprotokoll zum Ausdruck gebrachte
Hoffnung nachsprechen müssen, daß die Signatarmächte von

Washington nicht erst im August 1931 zu erneuter Erörterungder

Seeabrüstung zusammentreten möchten, daß vielmehr die Regierungen
mit den in Genf erkannten Problemen sich weiter befassen werden,

statt Schiffsbauprogramme aufzustellen und» durchzuführen.Und

ebenso wird Deutschland in Erwägung der von einer anglo-
amerikanischen Entfremdung drohenden Gefahren für die allgemeine
europäische Verständigung den Schlußworten des Ersten Lords der

britischen Admiralität Bridgeman nur Erfüllung wünschen konnen:

daß das Scheitern des Versuches um die Findung einer Abrüstungs-
formel noch kein Unglück zu bedeuten braucht, solange England und

Amerika am Willen zum Frieden festhalten.

ll. Das deutsch-französifcheWirtschaftsabkonimeiu
Keine Handelsvertragsverhandlungen der Vor- und Nachkriegss

zeit in irgendeinem Lande haben auch nur annahernd solche
Schwierigkeiten verschieden-tu Art zU übeVWMdM gehabt Wte dte

am I7. d. M. zu einem erireulichen lEnde geführtenVerhandlungen
mit Frankreich über den Abschlußeines mogltchst Umfassendenund

langfristigen Handelvertrags. Die seit Oktober "1924 im Gange
befindlichen Verhandlungen sind immer wieder und wieder durch
politische und ökonomischeHemmnisseverzogert oder unterbrochen
worden und konnten nur allmählich »und et·appenrveisezu dem
heutigen Ergebnis geführt werden. Die Schwierigkeiten der Wirt-
schaftslage in beiden Ländern, ·der Mangel an Erfahrungen mit

Frankreich auf handelsvertraglichem Gebiete, da wir vor dem

Kriege keinen Handelsvertrag mit Frankreich gehabt haben, die aus

dem Vertrage von Versailles entstandenen territorialen Ver-

schiebungen zwischen beiden Ländern, die Verschiedenheit) der

handelspolitischen Systeme und Auffassungen, das starke Hinein-
spielen politisch-militärischer Momente auf französischer Seite, das

Fehlen
eines neuen Zolltarifes in Frankreich, Kabinettswechsel,

urz, eine bunte Fülle von Hindernissen machten diese Handels-
vertragsverhandlungen zu einem Hürdenrennen allererster Ordnung.
Von kurzfristiger Teillösung zu Teillösung ing der Weg; ins-

gesamt hat man 8 Provisorien abgeschlosen. Davon waren

die bedeutungsvollsten,das allgemeine Handelsabkommen vom

v. August 1926 und in Verbindung damit die beiden Saarabkommen
vom Z. August und S. November des gleichen Jahres. Dieses
Augustabkommen ist dann bis zum Zo. Juni 1927 in Kraft ge-

wesen.
Da bis zu diesem Zeitpunkte eine Einigung über eine um-

fas ende Regelung der beiderseitigen Wirtschaftsbeziehungen nicht zu
erzielen gewesen war, trat bekanntlich der vertraglose Zustand ein,
mit der Einschränkung daß die Saarabkommen ab ib. Juli wieder

wirksam gemacht wurden. Nach einem wochenlangen Tage und

Nächte in Anspruch nehmenden Schlußringen, das an die körper-
lichen und geistigen Kräfte, namentlich der deutschen Unterhändler,
die denkbar größten Anforderungen stellte, hat nunmehr am

l7. August, morgens 8.55 Uhr, die beiderseitige Unterzeichnung des

Vertragswerks erfolgen können.
»

Das Abkommen enthält 48 paragraphen und besteht in der

Hauptsache aus dem eigentlichen Vertragstext, sechs Listenanlagen
und dem Unterzeichnungsprotokoll. Normal kündbar ist das Ab-
kommen erstmalig am l. April 1929 zum Zo. Juni 1929. Es wird

demnach vom Tage des Jnkrafttretens, dein s. September, rund
22 Monate gelten, ein Zeitraum, der eine stabile und ruhige Ent-
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wicklungder beiderseitigen Wirtschaftsbeziehungen ermöglicht. Dar-

über hinaus wird man aber mit ziemlicher Wahrscheinlichkeit noch
mit einer Weitergeltung dieses Abkommens über den Zo. Juni«
hinaus rechnen können, so daß tatsächlichdas gegenwärtige Handels-
abkommen sehr nahe an. einen endgültigen Handelsvertrag heran-
reicht. Neben der ordentlichen Kündigungsmöglichkeit ist aber auch
eine« außerordentliche vorgesehen, von der Frankreich Gebrauch
machen könnte, wenn es während der Taufzeit des Abkommens

den heute noch nicht vorhandenen, geplanten neuen Zolltarif fertig-
stellen würde. Nach Tage der Dinge erscheint es aber sehr wenig
wahrscheinlich, daß der Fall vorzeitiger Kündigungeintreten wird.

Jm übrigen ist diese außerordentliche Kündigungsmöglichkeit
Zweiseitig, so daß auch Deutschland eine vorzeitige Kündigung
möglich ist.

Aufgebaut ist das Vertragswerk auf dem »Gründsatzeder

Meistbegünstigung, die zwar insofern keine uneingeschränkteist,
als die hierfür in Fragekommenden Waren bzw. Zolltarifpositionen
listenmäßig festgelegt sind. Die deutsche Warenausfuhr nach Frank-
reich wird nach drei Listen geregelt: Tiste A führt die Waren auf, für
die Deutschland die gegenwärtig geltenden niedrigsten französischen
Zollsätze erhält; die Liste B, die den Hauptteil der deutschen Waren-

ausfuhr nach Frankreich betrifft, gibt. die Waren an, für welche
die französischenZollsätze fest gebunden werden; und eine Liste O

endlich enthält eine geringe Reihe von Waren, für die besondere
Zwischensätzegelten sollen, eine unterschiedliche Behandlung, die

Deutschland mit andern Ländern teilt. Es ist bestimmt, daß mit
dem 19. Dezember 1928 sämtliche Diskriminationen, die hinsichtlich
der Wareneinfuhr noch vorhanden sind, fortfallen. Gegenüber dem

Augustabkommen vom Jahre 1926, das nur für etwa 20 v. H. der

deutschen Auslandinteressen eine Regelung traf, bedeutet das neue

Abkommen eine ganz erheblich weitergehende Einbeziehung der

deutschen Waren. Außer im Warenabsatz ist Deutschland auch auf
dem Gebiete der konsularischen Vertretung, der Niederlassung, der

Schiffahrt usw. meistbegünstigt. Eine Sonderregelung besteht für
Marokko, um die in den letzten Tagen vor dein Abschluß am

heißesten gekämpft worden ist, und an der das Abkommen zu
scheitern drohte. Hier haben wir für den Waren- und Schiffs-
verkehr völlige Meistbegünstigungerreicht. Nicht dagegen ist uns, auch
nicht formell, das Recht der Niederlassung in Marokko gestanden
worden« Man wird diese Regelung- sehr bedauern mü en, wenn

auch gegenwärtig eine anderweitige Abmachung nicht zu erzielen
war; aber zu fordern bleibt, daß zu einem späteren, geeigneteren
Zeitpunkt diese Einschränkung ausgeräumt wird, da sie sich mit

dem Grundsatz der Gleichstellung Deutschlands mit andern Nationen

nicht verträgt. Auch bezüglich Jndochinas sind die Dinge noch in
suspenso. Hier wird unser Meistbegünstigungsrechterst nach Ab-

"sch1Uß.des in Vorbereitung befindlichen französisch-japanischen
Handelsvertrages effektiZ werden. «

Sehr erfreulich dagegen ist, daß Frankreich nun gleich anderen

Versailler Vertragsstaaten auf den im Teil VIJL Anlage II des

V·»V—V«·»»sichfindenden § 18 verzichtet, der den Vertragsstaaten
die -Moglichkeit wirtschaftlicher Zwangsmaßnahmen,z. B. Beschlag-
nahme deutschen Eigentums im Falle vorsätzlicherNichterfüllung
der Reparationsverpflichtungengibt«

"

—

»Vke seht umstrittene Frage der Regelung der französischen
Weineinfuhrnach Deutschland ist so gelöst worden, daß Frankreich
Jahtltch MSgesamt bis zu 560 000 dz Wein bei uns einführen
kamt, d· h. man hat eine Höchstmengeder Weineinfuhr festgesetzt.
Macht«Frankreich von seinem obenerwähnten außerordentlichen
Kündigungsrecht Gebrauch, so wird das Kontingent um die bereits
abgelaufene Vertragszeit gekürzt.

Das Gesamturteil über das Abkommen kann man dahin zu-
sammenfassen, daß es in einzelnen wesentlichen Punkten noch
durchaus ausbaudürftig ist, daß es aber in sehr«weitgehendem
Maße den deutschen Ausfuhrnotwendigkeiten Rechnung trägt. Eine
fortschreitende Verstärkung des deutsch-französischen Wirtschafts-
verkehrs wird die wirtschaftlich günstige olge des —Abkjommens
sein. Hand in Hand mit einer solchen mu und wird aber auch
eine zunehmende Entspannung auf politischem Gebiete eintreten,
eine Folgewirkung, die weit über die beiderseitigen Landesgrenzen
hinausgeht und dem Abkommen weltpolitische Bedeutung gibt.

lll. Um die Räumung
Die Gegner der Abrüstungsind in Frankreich in der letzten Zeit

außerordentlichrührig gewesen.Bekanntlich wartet Deutschland noch
immer auf eine der wichtigsten»Rückw·irkungen«des Vertrags von

Locarno, nämlich auf die Verminderung der Besatzungstruppen. Es

spricht manches dafür, Paßden deutschen Wünschen,in welchem Aus-

maß, ist freilich noch»volligdunkel,nun doch endlich entsprochen wer-

den soll. Der franzosischeMinisterrat hat einen derartigen Beschluß
gefaßt, die Höhe des aus dem Rheinland zurückzuziehendenTruppens
kontingents aber noch nicht festgesetzt. Die. Gegner der deutsch-
französischenVerständigung haben deshalb einen Bieneneifer ent-

wickelt, um jedes Zugeständnis in der Rheinlandfrage zu hinter-
treiben oder doch mindestens dafür zu sorgen, daß es so winzig als

möglich ausfällt. Man verfuhr dabei nach einem in den Nach-

kriegsjahren immer und immer wieder angewandten Rezept: Man
malte die Gefahr der deutschen Revanche, der bedrohten französischen
Sicherheit, der militärischen Vorbereitungen in Deutschland mit den

grellsten Farben an die Wand. Es ging Schlag auf Schlag. Der

belgische Kriegsminister des Broqueville stellte phantastische Be-

hauptungen über die deutschen Rüstungen, über den Ersatz bei der

Reichsswehr usw. auf und« wollte beweisen, daß Deutschland eine
Art Krümpersystem anwende. Als die deutsche Regierung sich an die

belgische wandte und Herrn de Broqueville aufforderte, seine Beweise
auf den Tisch zu legen, verschanzte dieser sich hinter dem Geheimnis
seiner Quellen, das er nicht lüften dürfe. Bald darauf veröffentlichte
Prof. Förster in der in Wiesbaden erscheinenden Zeitschrift »Mensch-
heit« in sensationeller Form ,,Enthüllungen« über angebliche
deutsche Rüstungen und .Pläne, die Reichswehr umzugestalten und
in Deutschland wieder eine Art Wehrpflicht einzuführen. Auch dieser
Ente wurden von der deutschen Regierung sofort energisch die

Flügel beschnitten. Das hat sie aber nicht gehindert, im französischen
und belgischen Blätterwald aufgeregt hin und her zu flattern.
Prosaisch ausgedrückt,die Verleumdungen der ,,Menschheit«,anders
kann man es nicht nennen, wurden von der ganzen französischen
und belgischen Presse mit größter Ausführlichkeit abgedruckt, wie das

Evangelium geglaubt und gaben Stoff zu zahllosen Teitartikelm
hauptsächlichnatürlich in der Rechtspresse, aber auch Linksblätter
nahmen sie teilweise ernst, und nur einige der französischenLinks-

zeitungen waren unvoreingenommen genug, nicht darauf herein-
zufallen. Sonst aber sah die französischeund belgische Presse in den

Behauptungen der »Menschheit« einen schlüssigen Beweis für ge-
waltige deutsche Kriegsvorbereitungen.

Fast gleichzeitig mit der »Menschheit" veröffentlichte eine fran-
zösischeZeitschrift einen Bericht des Oberbefehlshabers der franz.
Rheinarmee, des Generals Guillaumat, an das franz. Kriegs-
ministerium, von dem sich nachher herausstellte, daß er tatsächlich echt
war, allerdings schon aus dem Februar d. J. stammte. Jn diesem
Bericht war ebenfalls ausführlich von angeblichen systematischen
deutschen Kriegsvorbereitungen, besonders im Rheinland, die Rede.
Die Tatsache, daß dort neue Brücken, Straßen und Flugplätze ge-
baut werden, daß neue Autobuslinien errichtet werden usw., kurzum,
daß dem Bedürfnisse des modernen Verkehrs von den Behörden Rech-«
nung getragen wird, wurde von dem franz. General als Beweis

deutscher Kriegsvorbereitung hingestellt! Man ist ja in dieser Hin-
sicht von unserm westlichen Nachbarn alles mögliche gewöhnt. Daß
aber ein franz. General und Armeekommandant eine derartig nach
Angstpsychose aussehende Argumentation entwickeln könnte, hätte
man doch nicht für möglich gehalten. Allerdings darf man vielleicht
daran zweifeln, daß all das, was man von franz. Seite über angeb-
liche deutsche Rüstungen immer wieder behauptet, von den Urhebern
dieser Behauptungen selbst geglaubt wird. Vielleicht ist der Bericht
des Generals Guillaumat so zu werten. Wie aus dem Schluß-
passus des Berichts hervorgeht, wollte der General damit das Ent-

gegenkommen gegenüber Deutschland an sichsbekämpfen-,und so ist
die ganze Kampagne der letzten Wochen zu beurteilen. Es ist die

Politik des Generalstabs, der Militärs, des französischen Natio-

nalismus, die mit dem Instrument des Versailler Vertrages Deutsch-
land auf alle Ewigkeit knebeln möchte.

In diesem Zusammenhang ift wohl auch der Austritt des

französ. Senators Henry de Jouvenel aus der französ. Völkerbunds-
delegation zu betrachten. De Jouvenel, der seit mehreren Jahren
regelmäßigMitglied der französ. Völkerbundsdelegation gewesen ist,
hat in einem Brief an Briand auf weitere Teilnahme daran ver-

zichtet, und zwar mit der Begründung, daß er mit Frankreichs
Politik im Völkerbund nicht übereinstimme. Jn einem Artikel des

»Matin« hat Jouvenel seine Gründe dann noch etwas ausführlicher
entwickelt. Er betonte, daß Frankreich in den letzten Jahren vielfach
dazu beigetragen habe, den Völkerbund bei der Entscheidung der

wirklich wichtigen internationalen Fragen auszuschalten. Er,
de Jouvenel, sei vielmehr dafür, daß der Völkerbund diese Frage
entscheide, und daß nicht, wie das bisher sehr oft der Fall gewesen
sei, sich die europäischenGroßmächte außerhalb des Völkerbunds zu-

sammensetzten und die wichtigen Fragen unter sich zur Entscheidung
brächten. Frankreichs Aufgabe sei es, innerhalb des Völkerbundes

als Führerin der kleineren europäischen Mächte in europäischer
Politik entscheidend zu wirken. Man hat diese Stellungnahme
de Jouvenels sehr verschieden interpretiert und persönliche Motive

in erster Linie dahinter gesucht. Mag sein, daß der sehr ehrgeizige
de Jouvenel nicht damit zufrieden war, der vierte von Frankreichs
Delegierten bei den Genfer Versammlungen zu sein. Aber in der

Hauptsache richtet sich sein Protest gegen Briands Konzeption der

europäischenPolitik. De Jouvenel möchte, daß Frankreich mit seinen
Bundesgenossen zusammen, also mit Belgien, Polen, der Tschecho-
slowakei und der kleinen Entente, innerhalb des Völkerbunds einen
Block bildet, der europäische Fragen nicht in Besprechungen der

Außenminister der Großmächte, sondern vor dem Völkerbund zur

Entscheidung bringt, weil er hofft, daß Frankreichs Position dann

stärker sein wird. Jouvenel ist also ganz offenbar für eine Wieder-
«

belebung der franz. Bündnis- und Hegemoniepolitik im Stile der

ersten Nachkriesjahre. Der ehrgeizige Mann nimmt wohl an, daß
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der Nationalismus in Frankreich wieder stärker wird, bei den

nächstenWahlen vielleicht gar triumphiert, und will sich für eine

entsprechende Regierungskombination eine Plattform schaffen. Aber

vielleicht rechnet er damit ebenso falsch wie im Frühjahr 1924, als

er dem damaligen zweiten Kabinett Poincarå beitrat, das dann durch

den Ausfall der Wahl nach links über den Haufen geworfen wurde.

Schließlich ist Paris doch nicht Frankreich, und die Heizereien der

Pariser presse sind nicht immer ausschlaggebend für die Stimmung
des franz. Volkes. Sonst müßte man allerdings an der Möglichkeit
einer Verständigung mit Frankreich zuweilen ernsthaft zweifeln. —-

Ergebnisse der gewerblichen Betriebszöhlnng von 1925.
Von Oberregierungsrat Dr.

Oie ebenso urn angreichen wie komplizierten Aufbereitungss
arbeiten der großen due-, Berufs-· und Yetriebozählung von 1925
sind etzt in allen beteiligten statistischen Amtern soweit gediehen,
daß ie bisher vorliegenden Teilergebnisse, welche das StatistiLcheReichsamt — entsprechend dem Fortgang der Arbeiten bei en

statistischen Ämtern — seit Mitte vorigen Jahres in seiner Zeitschrift
,,Wirtschaft und Statistik-« fortlaufend veröffentlicht, sich mehr und

mehr zu einem statistischen Gesamtbild unserer Volks-
w irt sch aft runden. Am weitesten fortgeschritten ist — abgesehen
von der Bolkozählung, beren Hauptergebnisse bereits im Sommer
1925 und Frü jahr 1926 in größeren Sonderdarstellungen des

Statistischen Re chsamts veröffentlicht wurden — I) die Bearbeitung
der gewerbliche n Betriebszählung deren Hauptergebnisse
das Statitische Reichsamt in Heft 4 des laufenden Jahrgangs von

»Wirtscha und Statistik« veröffentlicht hat.

l. -

Die gewerbliche Betriebszählung die in organischer Verbindung
mit der gleichzeitigen Volkszählung, der Berufszählung und der

landwirtschaftlichen Betriebszählung durchgeführt worden ist,1) um-

faßt das ,,Gewerbe« im weitesten Sinn
des Wortes, also nicht nur Industrie

F. B u r g d ö r f e r , Mitglied des Statistischen Reichsamts.

Sieht man von den Abteilungen A, D und B als den Randgebieten
des Gewerbebegriffs ab, so ergibt sich bezüglich des zahlenmäßigeii
Verhältnisses zwischen den bei den Hauptabteilungen, daß auf je
fünf Jndustries und Handwerksbetriebe etwa fünf Handels- und Ver-

kehrsbetriebe und auf je zwei in der gewerblichen Produktion be-

schäftigtePersonen durchschnittlich einen in Handel und Verkehr treffen.
Die Motorenleistung entfällt, soweit es sich um Kraftmaschinen zum
Antrieb von Arbeitsmaschinen handelt, fast ausschließlichauf Jn-
dustrie und Handwerk (18,1 Millionen PS gegen 1,1 Millionen Ps in

Handel und Verkehr), soweit es sich um die Leistung der Kraftfahr-
zeuge aller Art handelt ——.- als solche gelten im Sinne der Zählung
alle motorisch getriebenen Fahrzeuge insbesondere auch Tokomotivem
Dampsschifsfe usw. —, entfallen neun Zehntel, nämlich ZZ,1 Million PS

auf Abteilung O Handel und Verkehr (davon allein auf die

Reichsbahn die stattliche Summe von 27,Z Millionen PS, auf
die Schiffahrt 2,1 Millionen PS); Z,6 Millionen PS Kraftfahrzeugs

. leistung entfallen auf die Industrie.

und Handwerk, sowie Handel und Ver-

kehr, sondern auch gewisse Randgebiete
des Gewerbebegriffs, wie die nichtland-
wikt chaftriche Gaunerei und Tiekzuchr 12 48
die ochseefischerei, ferner das Theater-, LI-

Musiks und Schaustellungsgewerbe, Ge-

sundheitswesen und die hygienischen
Gewerbe.

Jm Rahmen dieses weitgefaßten
Gewerbebegriffs wurden am IS. Juni
1925 im Deutschen Reich (ohne Saat-

gebiet, das wegen seiner vorübergehen-
den Toslösung von der deutschen Ver-

waltung nicht in die Zählung ein-

bezogen werden konnte) gezählt: rund

Z,5 Millionen gewerbliche Betriebe mit

18,4 Millionen beschäftigte Personen,
19,5 Mill. PS Kraftmaschinenleistung
zum Antrieb von Arbeitsmaschinen,
Z7,0 Mill. PS Leistung der verwendeten

(Tand-, Wasser- und Luft-) Fahrzeuge
aller Art.

Diese Zahlen vermitteln einen

anschaulichen Gesamteindruck vom Um-

fang und der Bedeutung des Ge-
werbes im Rahmen der deutschen
Volkswirtschaft. Nach den bis

jetzt vorliegenden Teilergebnissen der

Industrie und Handwerk

lein8ihlbergbauu-Bauqewerde)

DLD

öewerbliciieöliederung
« Deutschlands

nochaergewerbl Betriebs-
zohlung von 1925

O- Betriebe -

so

5 383119

Entsprechend der außerordent-
lichen Vielgestaltigkeit und

Vielseitigkeit unseres deutschen Ge-
werbelebens sind in der erwähnten
amtlichen Veröffentlichung die fünf
Gewerbeabteilungen in rund 700 ein-

zelne Positionen unterteilt und für
jede Gewerbeart und -klasse die

wichtigsten Ergebnisse der gewerb-
lichen Betriebszählung einzeln nach-
gewiesen. Die amtliche Statistik bietet

gewissermaßen eine das anze
Reich und das ganze Gewerbe umfassende
GewerbeschauinZahlen. Sie

liefert damit nach dem ungewöhnlich

I- personen

langen Zeitraum von 18 Jahren,

523135 der seit der letzten gewerblichen
Betriebszählung (1907) verstrichen
ist und der, wie keine frühere
Zählungsperiode, angefüllt war von

( , beispielslosen Erschütterungen, von

tiefgreifenden politischen, wirtschaft-
116932 lichem technischen Umwälzungen —

Nichiiondw

,
. - «

. ;-;-,--,
«-«-«.-«- .-- v endlich wieder eine zuverlässige zahlen-

2Vs öärinerei.Tser mäßige Grundlage zur Beurteilung
HznwsuvzkkehrZWMOMSSii der vergleichsweisen Bedeutung der

rein-ihr rast-M Were-Inseln
schenkwikiskisrn KERFEng»

Entheilier

einzelnen Gewerbezweige im Rahmen
der Gesamtwirtschaft, wie sie für die

kommenden Aufgaben unserer Wirt-

gleichzeitig mit der Betriebszählung
durchgeführten Berufs-zählung«ist reich-

·

lich die Hälfte der gesamten Reichsbevdlkerung (also rund

52 Millionen) aktiv im Wirtschaftsleben tätig. Das Gewerbe

(in dem bei der Zählung angewendeten weiten Sinn des

Wortes) umfaßt sonach mit seinen lszH Millionen gewerbe-
täiigen Personen rund drei Fünftel aller Erwerbs-

tätig e n der deutschen Volkswirtschaft.
II.

Gliedert man die Betriebs- und Personenzahlen nach den fünf
G e w e r b e a b t e i l un g e n ,- welche. die neue deutsche Gewerbe-

systematik unterscheidet, so entfallen auf

Betriebe beschäftigtePersonen
Gewerbeabteilung

Zahl v. H. saht v. H.

A. Nichtlandwirtschastli e—Gärtnerei,
Dierzuchh Hochseefis erei . . . . 17 890 0,F 61730 o,3

Z. Industrie und Handwerk (einschl.

Berng und Baugewerbe) . . . 1842 913 53,Z 12 482442 67,9
C. Han el und Verkehr (einschl. Gast-

und Schankwirtsch . . . . . . . 1 495 266 4555 5 383119 DAZ
v. Theater, Mu it,unb S austellungos

gewerbe un ewerb . Unterricht 16506 0,5 101035 0,5
D. Gesundheit-w en und hpgienische

Gewerbe . . . . . . . . . . . 82536 2,4 360370 2,0

Gewerbe überhaupt Z 455 111 100 18 Zss 696 100

I) Vgl. meinen Aufsatz über »Es-gewisse der Volkszählung 1925« in »Der
heimatdienss vom 15. August 1926, Sir. Is-

"
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schaftspolitik von besonderer Wichtig-
keit erscheint.

«

III.

Die Berufs- und Betriebszählungen werden regelmäßig als

Stichtagszählungen, d. h. als M omen t aufn a h m en veranstaltet,
ihre Ergebnisse müssen deshalb unter Berücksichtigung der besonderen
Zeitverhältnifse, unter denen sie vorgenommen wurden, gewürdigt
werden. Die große Zählung von l925 fiel in eine Zeit in der durch
das Hereinströmen von Auslandskrediten im Gefolge des Tondoner

Abkommens usw. das Wirtschaftsleben eine starke Belebung erfahren
hatte, die ungefähr gerade in der Zeit der Zählung ihren Höhepunkt
erreicht hatte. Wenigstens konnte es so scheinen· Jn Wirklichkeit
lebten wir im Zustande einer gewissen, zum Teil noch von der

Jnflation her bedingten Aufblähung des Produktions- und Ver-

teilungsapparates. Erst in der zweiten Hälfte des Jahres 1925, also
nach der Zählung, kam die Stabilisierungskrise zur vollen Aus-

wirkung,.kamen die Rationalisierungsbestrebungen in größerem Uni-

fang in Gang, erfolgten zahlreiche Einschränkungen, Umstellungen,
Stillegungen minderrentabler Betriebe und mit ihr zahlreiche Per-
sonalentlassungen. Mitte 1925, also zur Zeit der Zählung,»hatten
wir knapp 200 ooo, heute (Mitte April 1927) dagegen l,2 Millionen

Arbeitslose (Hauptunterstützungsempfänger und Krisenfürsorges
empfänger), wobei allerdings auch die Saisonunterschiede noch eine

gewisse Rolle spielen mögen. Da von den seit dem Zählungstag neu
ins Erwerbsleben getretenen Personen mindestens 600000 in

Industrie, Handel und Verkehr unterzukommen suchten, bzw. unter-

gekommen find, ergibt sich, daß heute noch immer annähernd 1 Zoo ooo
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bis 1 400 000 Arbeiter Und Angestellte weniger im deutschen Gewerbe

tätig sind als Mitte 1925 in den Betrieben gezählt wurden. Das
deutsche Gewerbe beschäftigtheute nur wenig mehr Menschen wie bei

«

Kriegsausbruch im größeren Reich beschäftigt waren.

Diese Tatsache muß nicht nur bei Würdigung der Ergebnisse der

Zählung von 1925, sondern auch bei ihrem Vergleich mit den

Ergebnissen der Betriebszählung von 1907 berücksichtigtwerden.

Dieser Vergleich begegnet überdies auch noch gewissen statistisch-
methodischen Schwierigkeiten, da 1907 die gewerbliche Betriebszählung
noch nicht in gleichem Umfang durchgeführt worden war, wie l925.

Scheidet man die 1907 nicht erfaßten Gewerbezweige, das sind ins-

besondere Eisenbahn und Post, auch bei der Zählung von 1925 aus,

so ergibt sich folgendes Bild:
’

Gewerbe- gewertstötige darunter
Personen . .

betriebe
überhaupt

weiblich

i907 a) früheres Reichsgebiet . . . Z 3i5 ooo H 385 ooo 3 525 ooo

b) jetziges » iohne Saar) 2 983 ooo iZ 275 000 3 282 ooo

1925 jetziges » ( » » ) 2 4i2 000 17 053 ooo a 565 ooo

Innerhalb des heutigen Reichsgebiets (ohne Saargebiet) hat
sonach

-

die Zahl der gewerblichen Betriebe um 429 000 oder iiH v. H.
,, gewerbetätigenPersonen ,, 3778 ooo ,, 28,5 ,, »

weibl. 1283 ooo ,, 39,1 ,, ,,

zugenommen.
Was haben diese Zahlen zu bedeuten? Um das beurteilen zu

können, muß man sie zunächst in das Licht der Bevölkerungsstatistik
rücken.

Iv

Die Gesamtbevölkerung hat sich in der gleichen Zeit
innerhalb des heutigen Reichsgebiets

nur um 15 v.H. erhöht. Infolge der

,- « I

lichen Betriebszählung, daß sich — gemessen an der Zahl der be-

schäftigten Personen — das frühere V e r h ä lt n i s zw i s ch e n

Produktions- und Verteilungsapparat zahlenmäßig
sehr erheblich in der Richtung einer starken A u s w e it u n g d e s

V erteilungsapp arates verschoben hat und daß innerhalb
des Verteilungsapparats der Einzelhandel stärker zugenommen hat
als der Großhandel.

VI.

Allerdings darf man nicht übersehen, daß —- und das gilt vor

allem für die Industrie —- im Zeitalter der M aschinisierung
und Rationalisierung die Zunahme der menschlichen Arbeitskraft
allein kein vollständiger Ausdruck für die Zunahme der Produktions-
kapazität ist. Stellt man in Rechnung, daß die Leistung der zum
Antrieb von Arbeitsmaschinen verwendeten K r a f tm a s ch in e n sich
in der deutschen Industrie von 1907 bis 1925 nahezu vervierfacht hat,
so ergibt sich hieraus, daß das Leistungsvermögen der deutschen
Industrie erheblich stärker gewachsen ist als es die Zunahme der

Personenzahl anzuzeigen scheint, daß also die Zunahme der Leistungs-
fähigkeit des Produktionsapparates nicht so stark hinter der Aus-

weitung des Verteilungsapparats zurückbleibt, wie es nach der

Personenzahl den Anschein hat.
VlL

Auch beim Vergleich zwischen den einzeln e n I n d u st r i e -

zw eigen muß neben der Personenzahl immer auch die Ausrüstung
mit motorischen Kräften berücksichtigtwerden, zumal hinsichtlich des

Verhältnisses zwischen menschlicher und motorischer Kraft erhebliche
Unterschiede in den einzelnen Industrien bestehen.

Die umstehende Ubersicht zeigt, daß die auf Deckung des lokalen

Bedarfes eingestellten Gruppen mit starkem h a n d w e r k l ich e n

Einschlag nach der Zahl der Betriebe, wie auch nach der Zahl der

beschäftigten Personen noch immer an der Spitze marschieren;
sie zeigt aber auch, daß es innerhalb der gewerblichen Produktion
gerade diese Gewerbegruppen sind, welche die geringste Zunahme seit

1907, zum Teil sogar eine Abnahme

eigenartigen Verschiebungen, welche sich
im Altersaufbau der Bevölkerung in-

folge des Krieigsgeburtenausfalls von

ZZ Millionen Ungeborenen, des schar-
— fen Geburtenrückgangs nach dem Krieg

und des Einrückens der noch un-

gebrochen starken Geburtsjahrgänge
1900X10 in das Erwerbsleben ergeben
haben, hat die Zahl der im e rw e r b s-

fähigen Alter stehenden Bevölke-
UMS jedoch doppelt so stark als die Ge-

samtbevölkerung,nämlich um 26,4 v.H«
zugenommen, und zwar bei den Män-

nern, obwohl deren Zahl durch zwei
Millionen Kriegstodesfälle reduziert ist,
immerhin Um 22,1 v. H., bei den

Frauen sogar um Zo,5 v. H. Dieser Zu-
wachs an erwerbsfähigen Menschen
suchte in erster Linie sein Unterkommen
in Industrie, Handel und Verkehr-
während die Landwirtschaft —- wie auch
schon in den früheren Zählungs-
perioden — keine oder nur wenige

Gewerbe-

Die gewerblichenBetriebe
- - jetzigesReichsgehlellohne shar)

- fruheres Reichsgehlei
Zahlen in Millionen

Mär
-

- l

hlx bei-erhe- möhnl welhlmännlicheswei .

Gewerbsiöiiqekleinehe beweihshiliqe

erfahren haben. Baugewerbe, Beklei-
dungsgewerbe und Nahrungs- und Ge-

nußmittelgewerbe, welche zusammen
4,Z Millionen Personen oder mehr als
ein Drittel des Gesamtpersonals von

Industrie und Handwerk beschäftigen,
haben ihren Personalstand seit 1907
durchschnittlich um nur 6 v. H. erhöht,
die übrigen Industriegruppen dagegen
durchschnittlich um über 40 v. H.
Während 1907 die drei genannten Ge-

werbegruppen noch rund zwei Fünftel
der in Industrie und Handwerk be-

schäftigten Personen auf sich vereinig-
ten, sind es 1925 nur noch ein Drittel.
Das Schwergewicht inner-

halb der gewerblichen Pro-
duktion hat sich zugunsten
der Grundstoff- und Pro-

duktionsnrittelindustrien
stark verschoben. Die der Her-
stellung von Konsumgütern dienenden

Gewerbezweige, besonders die klein-

gewerblichen und handwerksmäßig

D.Ll).
.

E

hell-lebe

neue Arbeitskräfte ausnehmen konnte.
o 7

—- Die Zahl der im Gewerbe ·

tätigen Personen hat sich deshalb relativ noch rascher erhöht als die

Zahl der erwerbsfähigen Bevölkerung, nämlich um 25,0 v. H. bei den

Männern und Z9,1 v. H. bei den Frauen und um 28,5 v. H. im

Gesamtdurchschnitt. Die volkswirtschaftliche Kräfteverteilung hat sich
damit noch weiter im Sinn einer Verstärkung des zahlenmäßigen
Gewichtes von Industrie, Handel und Verkehr verschoben, m. a. W.
der Industrialisierungsprozeß, der gewissermaßeneine

notwendige Folge unseres Bevölkerungszuwachsesist, hat damit noch
weitere Fortschritte gemacht, wenn auch offenbar nicht mehr in dem

Tempo wie in den letzten Jahrzehnten vor dem Krieg.
V

Als weitere bedeutsame wirtschaftliche Strukturwandlung ist die

ungewöhnlichstarke Zunahme des Handelsgewerbes zu be-

zeichnen. Währendin der gesamten Industrie (einschl. Handwerk)
die Zahl der Betriebe nur um 35 000 oder noch nicht 2 v. H. zu-

genommen hat, beträgt im uHandelsgewerbe(ohne Gast- und Schanks
wirtschaftsgewerbe, das zurückgegangenist, und ohne Verkehr) die Zu-
nahme der Betriebe 430 000 oder 62 v. H. Die Zahl der beschäftigten
Personen hat sich in der gesamten Industrie um 2,6 Millionen oder

25,8 v» H» im Handelsgewerbe um 1,2 Millionen oder 59 v; H., also
verhältnismäßig doppelt so rasch als in der Industrie erhöht. Am

stärksten zugenommen hat zweifellos die Zahl der kleinen Einzel-
handelsbetriebe. Man hat es hier noch mit gewissen Nachwirkungen
der Jnflationszeit zu tun. Im ganzen ergibt sich aus der gewerb-

organisierten, können mit dieser Ent-

wicklung nicht gleichen Schritt halten.
Beachtenswert ist immerhin, daß die drei genannten Gewerbe-

gruppen — Nahrungs-, Bekleidungss und Baugewerbe —, die, wie

gesagt, in der Hauptsache dem Handwerk zuzurechnen sind, noch
immer 1,·IZ Millionen Betrieb e auf sich vereinigen, das sind drei

Fünftel der Gesamtzahl der Industrie- und Handwerksbetriebe. Auch
von den andern Gewerbegruppen entfällt zweifellos ein sehr erheb-
licher Teil der Betriebszahl auf Handwerk und auch auf das Hausgewerbe,
so namentlich von den 150 000 Betrieben der Eisen- und Metallwareni -

herstellung, von den 125 000 Betrieben der Textilindustrie, von den

220 000 Betrieben des Holz- und Schnittstoffgewerbes. Ein

genaueres, zahlenmäßig noch besser begründetes Urteil über den heu-
tigen Umfang und die Widerstandskraft des Kleingewerbes und Hand-
werks wird die in absehbarer Zeit zu erwartende Gliederungder
Gewerbebetriebe nach Betriebsklassen ermöglichen. Das Gros der

selbständigenhandwerklichen Existenz ist —- nach der Betriebszahl zu
urteilen —- durch die rasche großindustrielle Entwicklung keineswegs
verdrängt worden, wohl aber hat sich das S ch w e r g e w ich t d e r

gewerblichen Gesamtproduktion — gemessen an der

Zahl der verwendeten menschlichen und motorischen Arbeitskräfte —-

unaufhaltsam zugunsten der Großindustrie verschoben.

VIE.

Hand in Hand mit der Entwicklung zur Großindustrie geht auch
das Eindringen der Frau in das Gewerbeleben.

Zwar beschäftigt —- abgesehen vom Handel — gerade auch das Klein-
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Industrie und Handwerk nach Gewerbegrkuppem gezeichnet sind, haben eine starke

1925 h ( ) d
Großindustrie entwickelt.

mer Do CI Besonders weit fortgeschrit-
1925 weniger (—) gegenüber 1907

ten ist die großindustrielle Ent-
«

Beschaftigte mast. wicklung in R h e i n- l a n d -

G v . . .mer Puppe

l B «
Betriebe

Personen ma- W e st f a l e n· Beide Provinzen,
TM chäfste darunter v. H. ins· weiblich RYFW die zusammen 19,Z v. H. der Reichs-

Vetriebe ersoäenweiblich svespgitv. H. ep!Xa bevölkerungumfassen, vereinigen
»

· '

auf sich zwar nur 15,Z v. H. der Jn-
111. Bergbau Salinenwesen, Torfgräberei. . . 2688 629492 9496 Ollstkjes Und Handwerksbetriebe-

BU. JusZEISbegkikiniertgFerne. - - . . 84 149981 1340
— 17-5 i- 57s4 — 228 's 250 aber 22 v.H. der in der Industrie

. nu e er eneun ren..·.. 33640 65200 688 — —
«-

V· Eisen- und Metallgewinnung . . . . . . . 3069 322152Bosö UB Mk f MS f Im
usw.’Pngektpersonendund Uber

vA. MitEisew und Metallgewinnung tombinierte ) -s- 65,4 4- 60,0 —s-136,4 -s- 310 Zwel Funste (42V· er PerWeIIs
n Heritheäeeg.vo.n.E.qe.n·..St.061·.u.Metälf

461 292410 13624 deten motorischen Arbeitskraft
waren. . . . . . . · . . . . . . . 149329 852690 143760 q- 10,5 J- 22,6 J- 69,9 e 120 DCSEFMIlitbeligselkwetselBaYeåtkVIL Maschinen-, Apparates und Fabrzeugbau . 41196 553 71419 -i- 191.3 -i- 74,9 -s-477«4 -i- 320

— o woh auch or. emzs ne re

leL

ElektöoäteigynischeIndustrie, Feinmechanik u.

47104 Zooo 145011 1207 WLS
bedeutende Industrien sich ent-

. . . . . . . . . . . . . .. q- . si- 4-4os,7 4740
-

—

· «

1x. Chemische Industrie. · . . ., . . . . . . 8282 314323 73467 s 19,9 J- 59,9 s 78,7 q- 350 JuckenHalslebetlegnsmHBewix. Textilindustrie . · . . . . . . . . . . . . 123598 96120 681262 — 2, -s- l7,7 -s- 31,0 4. so eFUUgsim ei von 1 , . . zwar
x1. Papierindustrie u.Vervielsältigungsgewerbe so 658 569 666 191868 -i- -13,8 -l— 38,7 -l— 58,7 -s- 130 Mit 13,2 v. an der Zahl der Be-
x11. Leder- und Linoteumindustrie . . . . · . 33648 164650 23865 4- 5,s -i- 26-3 H- 69,0 4180 triebe aber nur mit 10,1 v.H. an
xIIL Kautschuk- u. Asdestindustrie . . . . . . . 1333 67712 23 852 -i-2«74,4 -l- 136,2 -i- 197,9 -s- 340

d
«

l
·

d -t
-

Undx1v. Hotzs u. Schnitzstoffgewekde . . . . . . . 218091 945857 88164 2,5 q- 23,6 4- 56,7 4-17o et ZEIT Je; M In Ui Ue

xv. Musinnftkumenten- u. Spietwarenindunue 20140 118616 41394 4- 40,3 4- 42,8 q- 82,3 -i- 280 Handwerk tatigen personen und gar
xVL Nahrungs- u. Genußmittelgewerbe . . . . 291984 1845 482938 -l- 9-2 -i— 15,2 -i- 41.0 -t- 70 nur mit 7 z v H an der gewech-vaL Bekleidungagewerbe . . . . . . . . . · . 600906 1436215 748044 — 13«9 si- 5-8 -i· 7,2 -i- 230

l-
,

d t«
·

K
·

vaIL Baugewerbe (einschl. der Vaunebengewerbe) 224697 1469949 24991 -i- 11,2 —- 1,l — 9,9 -s- 200 ZEITVerwen e e,n rafknsaschmew
x1x. Wasser-, Gas· und Elektrizitätsversorgung . 7605 141 5544 -i-128,1 4s 113,1 -s- 481,1 .

I leistung des Reichs beteiligt.
Zusammen Industrie und Handwerk . . . 1842913 12482442 2872813 4- hol q- 26,sl -k- 38,6l4-1 DIE Verschledenhelt der MdUs

I) Für die Wasser-, Gas- und Elektrizitätoversorgung liegen keine vergleichbaren Ergebnisse für 1907 vor-

gewerbe und Handwerk von jeher eine große Anzahl von Frauen, vor

allem das Bekleidungsgewerbe, wo Frauen teils selbständig (als
Schneiderin, Putzmacherin oder als Hausgewerbetreibende in der Kon-

sektion usw.) oder als mithelfende Familienangehörige im Betriebe
des Mannes oder Vaters tätig sind. Der große Zuwachs an weib-
lichen Gewerbetätigen ist aber vor allem in der Großindustrie unter-

gekommen, wo — dank der Mechanifierung, der Motorisierung und

Arbeitsteilung — die Frau teils im Produktionsprozeß selbst, teils
im Verwaltungs- und Bürobetrieb festen Fuß gefaßt hat.

Hat sich so auf der einen Seite mit der modernen Gestaltung des

industriellen Produktionsprozesses die Möglichkeit fiir die Verwen-

dung weiblicher Arbeitskräfte erhöht, so erwuchs andererseits ein er-—

höhter Andrang von rauen in das Gewerbeleben aus der Not der

Zeit. Der Krieg hat underttausenden von Frauen die Aussicht auf
Ehe, die Inflation weiteren Hunderttausenden von Frauen die auf
Privatvermögen beruhende wirtschaftliche Existenzgrundlage entzogen
oder geschmälert. Daraus und auch aus dem Trieb nach- größerer per-
sönlicher Unabhängigkeit und Selbständigkeit ergibt sich ein stärkerer
Zudrang der Frauen ins Erwerbsleben und vor allem ins Gewerbe-
leben. Die Zahl der erwerbsfähigen Frauen hat von 1907 bis 1925
um 30,5 v. H» die Zahl der gewerbetätigen Frauen dagegen um

39,1 v. H. zugenommen. In Industrie und Handwerk beträgt der

Zuwachs an weiblichen Erwerbstätigen rund 800 000 oder 38,6 v. H.,
im Handelsgewerbe 450 000 oder 65,8 v. H.

Der absoluten Zahl nach sind die meisten Frauen im

H a n d e ls g e w e r b e beschäftigt (1,l4 Millionen), das von jeher,
ähnlich wie die Landwirtschaft, der weiblichen Erwerbstätigkeit, vor

allem auch der mithelfenden Tätigkeit von Familienangehörigen,
weitesten Spielraum bot. Re l ativ am st ä r kst en ist der Anteil
der Frauenarbeit im Gast- und Schankwirtschaftsi
gewerbe (61v. H.), nächstdem in der Textilindustrie
(57 v. H.) und dem Bekleidungsgewerbe (52 v. H.). In
den übrigen Gewerbegruppen beträgt der Anteil der Frauen weniger
als die Hälfte der beschäftigtenPersonen, ist aber in einzelnen Ge-

werbegruppen der absoluten Zahl nach noch recht beträchtlich. Die

wichtigsten Arbeitsgebiete der Frau im Gewerbe-

leben sind-nach den Ergebnissen der Zählung von 1925 folgende:

Zahl der ge- v. H. der be·

G e w e r b e g r u p p e n werdetätigen schäftigten
Frauen Personen

Handelsgewekbe . . . . . . . . . . . . . . 1 144000 36,7

Bekleidungoeewerbe. . · . . . . . . . . . 748 000 52,1
Textilindustr . . . . . . . . . . . . . . . 681000 57,0
Nahrungs· und Genußmittelgewerbe . . . . 483 000 35,9
Gast-»und Schantwirtscha ts ewerde . . . . 435 000 ,

Papierindustrie und Berv el ältigungsgewerbe 192 000 ZZ,7
Gesundheitswesen und bpgienische Gewerbe . 159 000 ,1
Elektrotechnische Industrie, Feinmechanik, Optik 145 000 24,5
Herstellung von Eisen-, Stabi- und Metallwaren 144 000 16.9

’

IX.
Die industrielle Entwicklung ist in den e i n z e l n e n R e i ch s -

teilen nicht gleichmäßig verlaufen. Einzelne Reichsgebiete
tragen hinsichtlich ihres Gewerbestandes vorwiegend kleingewerbliches,
handwerkliches Gepräge, andere dagegen, vor allem solche, die in

größerem Ausmaße über natürliche Bodenschätzeund Jndustriestoffe
verfügen oder durch günstige Verkehrslage und ähnliche Vorzüge aus-
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striellen Struktur und des Grades
der industriellen Entwicklung be-

wirkt naturgemäß auch starke Ver-

schiedenheiten in der Bevölkerungsentwicklung. Indem die Industrie
das wichtigste Sammelbecken für den Zuwachs an erwerbsfähiger und

arbeitsuchender Bevölkerung bildet —- von 1907 bis 1925 sind 2,6 Mil-

lionen Erwerbstätige neu in der Industrie untergekommen —- geht
Hand in Hand mit ihrer Erstarkung auch eine Erstarkung der

industrialisierten Reichsteile hinsichtlich ihrer Volkszahl ihrer Wirt-

schafts- und Steuerkraft. Der relative Anteil der Industriezentren
an der Gesamtheit der Reichsbevölkerungwächst,wie ich bereits in

Nr. 16 des Iahrganges 1926 dieser Zeitschrift kurz ausgeführt habe,
von Zählung zu Zählung auf Kosten der vorwiegendländlichen, land-
wirtschaftlichen, kleingewerblichen Reichsteile. Daraus resultieren
zwar langsame aber unaufhaltsame W a n d lu n g e n »im i n n e r -

deutschen wirtschaftlichen Kraftfeld,·1a noch mehr
im inneren Reichs- und Staatsgefüge, die nicht nur im wirtschafts-,
sondern auch im bevölkerungs-, sozial- und allgemein staatspolitischer
Hinsicht beachtenswert erscheinen.

Der prozentuale·Anieil
des-Frau m clen wichtigsten

bewarben-eigenMoos-
Von100Gewerbe-— s

521
-

tätigensind Frauen:
’
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Die Tarifverträaeim Deutschen Reich am 1. Januar 1926.
"

Am 1. Januar 1926 arbeiteten (nach: Die Tarifverträge im

Deutschen Reich am l. Januar 1926, 40. Sonderheft zum Reichs-
arbeitsblatt, R. Hobbing, Berlin 1927) 11 140 521 Personen in

Deutschland unter Tarifvertrag; das sind etwa 60,8, v. H. sämtlicher
Arbeitnehmer in Landwirtschaft, Industrie und Handel nach dem

Stande der Berufszählung von 1925. Die Zahl der tarifvertraglich
Gebundenen ist gegenüber dem Jahre 1925 um 800 000 gesunken.
Gleichzeitig stieg die Zahl der unterstützten Erwerbslosen um

963 000. Die Abnahme beruht also überwiegend auf erhöhter
Arbeitslosigkeit; sie betrifft vor allem Bergbau und Metallinduftrie.
Die Tarifvertragsbewegung der Arbeiter zeigt eine gewisseStabilität,
der Anteil der An geste l l tentarifverträgeist ständig im Wachsen.
Gegenwärtig betreffen 21,3-»v.H. aller TarifverträgeAngestellte. Von

den G e w e r b e g r u p p e n .»stehthinsichtlichder tarifvertraglich
gebundenen Arbeitnehmer die Gruppe Eisen-, Stahl- und Metall-

warenindustkie mit 14-5 v.H. (1614000) ais-der Spitze. Es folgen
Landwirtschaft mit 11,8 v. H. (1313 750), darunter 20,1 v.

(582 ooo) aller durch Tarifvertrag erfaßten Frauen, und Bergbau mit

7 v. H.«(782240). Unter den Tarifgebieten weist das Rhein-
— land die größten Ziffern auf. Hier arbeiten 1,94 Millionen unter

Tarifvertrag. An zweiter Stelle steht der Freistaat Sachsen mit

l,1 Millionen. Es folgen Bayern (0,9 Millionen), Riederschlesien
(720 ooo) und an fünfter Stelle Berlin (694 ooo). Hinsichtlich des

Geltungsbereiches des einzelnen Tarifvertrags halten sich
der Zahl nach Firmen- (32,7 v. H.), Orts- (Zo,5 v. H.) und Bezirks-
tarifverträge (35,8 v. H.) ziemlich die Wage. Die letzteren erfassen
aber nicht weniger als 76,Z v. H. der tarifvertraglich Gebundenen,

während auf den Ortstarifvertrag nur 7,1 v. H., auf den Firmen-
tarifvertrag 3,5 v. H. entfallen. Der nicht unbeträchtliche Rest von

15«,1v. H. der Personen ist durch Reichstarifverträge (1 v. H. aller

Tarife) gebunden. Der einzelne Tarisvertrag umfaßt im Gesamt-
durchschnitt aller 104,7 Betriebe und 1478,9 Personen (1925 waren

es 110,7 Betr. und 1676,9 Personen, 1914 IZ,Z Betriebe und
128,8 Personen). Von den am l. l. 1926 in Kraft stehendenCaris-
verträgen waren sll,9 v. H, für Z7,Z v. H. der tarifvertraglich
gebundenen Arbeitnehmer auf Grund eines Schiedsspruches
zustande gekommen. Rach Streik oder»Aussperrungwurden

4,1 v. H. der Verträge für 8,5 v.H. der Beschäftigten abgeschlossen. —-

Der Neigung, sich weder bezüglich der Lohngestaltungnoch der

Arbeitszeitregelung zu lange — allerdings auch nicht für zu kurze
Zeit —-

zu binden, entspricht es, daß von den 53,8 v. H. der«Ver-

träge für 75,6 v. H. der Personen, in denen die D a uer vereinbart

ist, über die Hälfte, nämlich 58,7 v. H., für 63 v. H. der fraglichen
Personen, eine Dauer von Z bis i Jahr vorsehen. 15 v. H. dieser
Verträge für 19,l v. H. der Beschäftigten gelten bis zu 2 Jahren.
Auf z-« bis Z Jahr sind 13,6 v. H. der Verträge für II, 5 v. H. der

personen abgeschlossen. Der Rest entfällt auf ganz kurzfristige bzw.
sehr langfriftige Tarifabschlüsse. Jn etwa 92 v. H. aller Verträge
und für ebenfalls 92 v.H. der tarifvertraglich Gebundenen, ist die
Dauer der Arbeitszeit geregelt. Von diesen Verträgen setzen
83,9 v. H. für 78,8 v. H. der fraglichen Arbeitnehmer die wöchent-
liche Arbeitszeit auf 48 Stunden ausschließlichder Pausen fest. Eine

längere Arbeitszeit ist vorgesehen in 6,6 v.·H. dieser Verträge für
11,Z v. H. der durch Tarifverträge mit Arbeitszeitregelung gebun-
denen Personen (hauptsächlich in Lands und Forstwirtschaft, im

Gastwirtsgewerbe und im Gesundheitswesen). Weniger sind ver-

einbart in 9,5 v. H. der in Frage kommenden Verträge für 10 v. H.
der Befchäftigten (davon bis zu- 42 Stunden bei Z,9 v.H. [vor-
wiegend Bergbau]; 42 bis 45 Stunden bei Z,2 v.H. lebenfalls vor-

wiegend Bergbau]; über 45 bis 46 Stunden bei 2,7 v.H. lhaupts
fächlich Textilindustrie1). Die Urlaub sfrage ist in 89 v. H. aller

Verträge ür fast 95 v.H. der tarifvertraglich Gebundenen geregelt.
Bei der älfte dieser Verträge und für 55,2 v. H. der fraglichen
Arbeitnehmer ist die Mindestdauer auf bis zu Z Tagen fest-
gesetzt, bei 4 v. H. der Verträge und Personen auf Z bis 6 Tage.
Mehr als S Tage Mindestdauer sehen nur 8,1 v. H. der Verträge
für Z,9 v. H. der in Frage kommenden Personen vor. Fast überall
in diesen Fällen ist auch die Höchst dauer tarifvertraglich bestimmt.
Sie beträgt 6 Arbeitsage bei etwa 29 v. H. der Verträge und Per-
sonen, 6 bis 12 Tage bei 40 bzw. 46 v. H» über 12 bis 18 Tage bei
26,8 bzw. 18,7 v. H. und mehr als is Tage bei etwa 5 v. H. der«
fraglichen Verträge und Arbeitnehmer. Jn wachsendem Maße wird
auch die Kündigungsfrist des einzelnen Arbeits-
verhältnisses tarifvertraglich geregelt, im Berichtsjahre bei 4Z,2 der

Verträge und 42,5 v. H. der Personen. Für 45,1 v. H. der frag-
lichen Arbeitnehmer betrug sie 1 bis 2 Wochen, für Zl,8 v. H. über
einen Monat. Zu erwähnen ist schließlich,daß für 67,6 v. H. der

tarifvertraglich gebundenen Arbeitnehmer Akkordlohn im Tarifs
vertrag vereinbart ist, für die Hälfte einekürzere Arbeitszeit am

Sonnabend; ferner daß drei Viertel aller Verträge für etwa 90 v.H.
der Beteiligten freiwillige Einigungs- und Schlichtungsorgane vor-

sehen und daß in einer Reihe wichtiger Verträge (13,5 v. H. aller,
aber für 42,8 v.H. der tarifvertraglich Gebundenen) Bestimmungen
über das Lehrlingswesen enthalten sind, -

Junkers-Arbeit
Jn den letzten-Wochen

wurde die Aufmerksamkeit
der Öffentlichkeit ganz be-

sonders durch die Reihe der

Flugweltrekorde und den

beabsichtigten Flug zweier
Junkers - Flugzeuge über

den Ozean auf Junkers
gelenkt. Nicht weniger als

IZ Weltrekorde sind mit
"

:
,

— Junkers-Flugzeugen aufge-
stellt worden. Sie fanden ihre Krönung darin, daß es

am 5. August den Junkers-Werken gelang, mit der Type
WZZL auch den Weltdauerrekord von 51 Stunden 11 Minuten,
der im Besitz von Amerika war, an sich zu bringen, indem die

Piloten Risticz und Edzard 52 Stunden 24 Minuten in der Luft
blieben. Die Type WZZL ist eine ausgesprochene Frachtmaschine
— erst kürzlich hat ein Flugzeug dieses Typs 500 kg Jmpfstoffe
auf dem Luftwegse von «Dessau-nach Persien befördert —. Der

52-Stunden-Rekord bestätigt also auch das Prinzip von Junkers,
Rekordflüge nicht vom Standpunkt sportlichen Ehrgeizes saus, son-
dern im Rahmen ihrer auf diepraktische Entwicklung der Handels-
luftfahrt rückwirkenden Faktoren zu unternehmen. Die Junkers-
Rekorde, sei es nun, daß sie mit einem oder mehreren Motoren, mit

Sees oder Landflugzeugen aufgestellt sind, wurden also stets im Hin-
blick auf wirtschaftliche Entwicklungsmöglichkeiten,d. h. unter Mit-

nahme bestimmter Mengen Rutzlast, durchgeführt.
Unter diesem Gesichtspunkt der verkehrstechnischen Entwicklung

sind auch die Vorbereitungen fürs den vom Rorddeutschen Lloyd, der

Darmstädter und Nationalbank und der HearstsPresse finanzierten
Ozeanflug zweier Junkers-Flugzeuge WZZL »Europa« (Besatzung
Risticz, Edzard, Knickerbocker) und »Bremen« (Besatzung Toose,
Köhl, v. Hünefeld) getroffen worden und, so kann man wohl sagen,

auch der am 14. 8. begonnene Flug über den Atlantik abgebrochen
worden, als so schweres Wetter einsetzte, daß die Fortsetzung ein

nicht zu rechtfertigendes Vabanquespiel gewesen wäre. Wenn

auch der Flug infolge höherer Gewalt nicht zum erfolgreichen Ende

geführt werden konnte, so hat insbesondere der 22stündige Sturm-

flug der ,,Bremeii« von Dessau im Kurs über die Rordsee, Schott-
land (Dundee), Tancaster, Jrland (Dublin), Südküste Jrlands,
Dessau, ein Kapital wertvoller Erfahrungen gebracht, die man wohl
als die ersten Vorstudien ansehen kann, ohne die ein späterer trans-

atlantischer Luftverkehr nicht einzurichten ist. Der Versuch einer

Ozeanüberquerung mit Junkers-Flugzeugen dürfte jedenfalls als

noch nicht abgeschlossen gelten. Ob ein zweiter Versuch noch in

diesem Jahre durchgeführt wird, hängt zum großen Teil von der

Wetterlage ab; jedenfalls hat das Interesse an dem Projekt bei den

Junkers-Werken nicht nachgelassen, um so mehr, da der Flug der

»Bremen« gezeigt hatz daß das Flugzeug, der Motor und die gesamte
Jnstrumentierung ihre Eignung durchaus erwiesen haben.

Die Tatsache, daß das Projekt eines Ozeanfluges nicht
vom sportlichen, sondern vom Entwicklungsstandpunkt aus ange-
sehen wird, ist auch wieder ein Beweis des Junkersschen Teitsatzes,
daß Forschung, Konstruktion, Praxis, d. h. Einsatz des Flugzeuges
im Verkehr, untrennbar sind. Diese Eigenheit der Junkersschen
Arbeitsmethoden ist durch den Konzernaufbau charakterisiert. Der

Junkerskonzern, dessen Keimzelle die 1895 gegründete Warmwassers
Apparatefabrik ist, umfaßt heute eine Forschungsanstalt, ein Flug-
zeugwerk, eine Motorenbau-G. m. b. H. und ein Kaloriferrverk.
Auf Grund der erwähnten Einstellung, daß auch in Verbindung mit

Forschung und Konstruktion der Ein-satz in der Praxis zusammen-
hängen muß, gehörte bis 1925 zum Junkers-Konzern die Junkers-
Tustverkehrs-A.-G., die in Konkurrenz mit dem AerosTloyd den

Tustverkehr in Deutschland betrieb. Auf Veranlassung des Reichs-
verkehrsministeriums wurde 1925 eine Fusionierung herbeigeführt,
aus der die Reichs-Einheitsgesellschaft Deutsche Luft-Hansa A;-G«.
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hervorging. Um aber die Sammlung technischer, wirtschaftlicher
und organisatorischer Erfahrungen in einer Hand weiter zu gewähr-
leisten, betreiben die Junkers-Werke nach wie vor Luftverkehr im

Auslande, teils durch eigene Gründungen, teils durch Beteiligung
an ausländischen Gesellschaften. Die systematische, technische, wirtschaft-
liche Forschungsarbeit ist also durch den Entwicklungsgang von der

"

Forschungsan-
stalt über das

Flugzeugwerk
und Motoren-
bauwerk bis hin-
ein in diePraxis
gesichert.

Als die

Flugtechnik noch
in ihren An-

fängen steckte
beschäftigte sich
Professor Jun-

kers bereits mit ihren Problemen und brachte 1910 ein

Patent heraus, das die Schaffung eines freitragenden, ver-

spannungslosen Metalleindeckers in einer aerodynamisch günstig-
sten Form vorsah durch Anwendung des dicken Flügelprofils Jn
Anlehnung an dieses Prinzip sind alle Junkers-Konstruktionen, mit
denen 1915 begonnen wurde, geschaffen worden und in planmäßiger
Weiterentwicklung von dem Verkehrsflugs

nahme Australiens, hat Junkers-Flugzeuge gesehen, sei es nun im

regelmäßigen Verkehr, als Lizenzprodukt ausländischer Fabrikem
sei es auf wissenschaftlichen oder wirtschaftlichen Expeditionen oder

auf Propaganda- und Distanzflügen.
Schon 1919 zeigten Junkers-Flugzeuge der kolumbianischen Ge-

sellschaft Scadta in Südamerika die deutsche Flagge, 1922 ließ
sich in BuenossAires die Mission Junkers nieder und trug zum
Ausbau des Luftverkehrs in Südamerika erheblich bei. Von ihr
wurde 1925 der »Aera Tloyd Cordoba« gegründet, der seine Strecken
mit Junkers F IZ betreibt. Auch der Nachbarstaat Bolivien setzte sich
lebhaft für die Tustfahrt ein und eröffnete mit zwei Junkers-Flug-
zeugen die Strecke Cochambamba—Sta. Cruz. Jn Argentinien steht
die FIZ zwischen Buenos Aires--Montevideo und Cordoba—Rio
Cuarto im Dienst, in Brasilien die Gk24 zwischen Rio de Janeiro—
Rio Gr. do Sul.

Jn Asien sind es Rußland, Persien und die Türkei, die sich
besonders die Entwicklung der Handelsluftfahrt zugewandt haben.
Junkers-Flugzeuge versehen den regelmäßigen Dienst auf den Strecken

Teheran———Pahelvi,Teheran—Kasrichirin, Teheran—Täbris. Jm
asiatischen Rußland betreibt die ,,Dobroljot« in der Hauptsache ihre
Strecken mit Junkers-Flugzeugen.

Jn Afr i k a haben Junkers-Flugzeuge in den nördlichen Rand-

gebieten Verwendung gefunden, und zwar in ihrer Eigenschaft als

Tazarettflugzeuge. So hat Italien Junkers-Flugzeuge in Tripolis
und das spanische Rote Kreuz die gleiche

zeug 1919, der bekannten Type F 13, über
das Dreischrauben - Verkehrsgroßflugzeug
G24 zu der neuesten Großflugzeugtype
Ger von 1200 Ps, die bereits mehrere
große Aus-landsflüge zurücklegte, durch-
geführt worden. Abgesehen von diesen
sind Typen wie K16, A20, die oben-

erwähnte Frachtmaschine Wär-, die sich
aus der FlZ entwickelt hat, WZ4 und

andere geschaffen worden.
Die Typen, die im deutschen Luft-

verkehr und auch in dem von Junkers
im Auslande betriebenen Luftverkehr am zahlreichsten ein-

gesetzt sind, sind das viersitzige Kabinenflugzeug FIZ und das

neunsitzige Großflugzeug G 24. Das neueste Erzeugnis der Junkers-
Werke, die dreimotorige GZ1, die verschiedene größere Auslandss

flüge erfolgreich durchführte, stellt das gegenwärtig größte deutsche
Landflugzeug dar. Das Flugzeug, das in mehrere Kabinen ein-

geteilt ist, ist sowohl für den reinen Frachtverkehr als auch für den
kombinierten Personen- und Frachtverkehr vorgesehen. Jnsgesamt
können 15 Passagiere in der Kabine Platz finden.

Es fliegen heute Junkers-Flugzeuge in fast jedem Tand

Europas. Jn Schweden betreibt die ,,Aero-Transport«, in

Finnland die »Aera O.y.« Luftverkehr mit Junkers-Flug-
zeugen. Jn der Schweiz arbeitet die ,,Ad Astra« zum großen
Teil mit Junkers-Flugzeugen, ebenso in Österreich die ,,Oster·
reichische Luftverkehrs-A.-G.« und in S p an i en die ,,Union Aerea

Espanola«. Jn Italien wird die Strecke der ,,Transadriatica«
Wien-Venedig mit Junkers-Flugzeugen betrieben und in Bal-

garien hat die »Erste Bulgarische Nationale Luftverkehrsgesells
schaft« Junkers-Flugzeuge eingestellt. Die Deutsche Luft-Hansa be-

treibt ihre ins Ausland laufenden Strecken ebenfalls vorwiegend mit

Junkers-Flugzeugen, so sind diese auf den Strecken Berlin-Paris,
Berlin-London eingesetzt. Aber nicht nur in jedem Land Europas
fliegen Junkers-Flugzeuge, sondern auch jeder Erdteil,«mit Aus-

Type in dem Marokkogebiet eingesetzt.
Neben dieser regelmäßigen Verwen-

dung von Junkers-Flugzeugen sind auch
bedeutungsvolle größere Distanzflüge aus-

geführt worden, die teils zu wissenschaft-
lichen, vorwiegend aber zu verkehrstechnis
schen Zwecken im Hinblick auf die Er-

forschung kontinentverbindender Tustwege
durchgeführt worden sind.

Es sei hiervon besonders erwähnt
der mit zwei dem Streckennetz der Luft-
Hansa entnommenen Junkers G 24 erfolg-

reich ausgeführte Hin- und Rückflug über den asiatischen Kontinent
von Berlin nach Peking.

Es liegt auf der Hand, daß, abgesehen von den wirtschaftlichen
und wissenschaftlichen Werten, die derartige Auslandsgründungen
und Auslandsflüge ergeben, die Handelsluftfahrt sich auch zu einem

völkerverbindenden Medium gestaltet hat. Diesem Gedanken gab
kürzlich Pro-
fessor Junkers
Ausdruck,indem
erausfiihrte,daß
es sein Wunsch
sei, die Flug-
zeuge zu be-

nutzen, um die

Menschen und
die Nationen
einander näher-
zubringen. Die

Luftfahrt sei als
das Mittel zu betrachten, das alle Menschen eine. Wir sollten unsere
Waffenlosigkeit, zu der wir verurteilt sind, benutzen und zeigen, daß
es noch etwas Stärkeres gäbe als die Waffe des Krieges — nämlich
die Waffe der Menschlichkeit.

Wanderungen in Preußen
Ein Beitrag zur Frage der Landflucht Von Dr. A r t h u r G o«l d in g , wissenschaftl. Hilfsarbeiter im

Preuß. Stat. Landesamt

Z. Teil. 1919——1925.

Ebensowenig wie die Zählperiode von 1910—1919 kann die

Zeit von 1919—1925, die wir unserer heutigen Betrachtung zu-
grunde legen, in ihrem inneren und äußeren Verlauf als normal

angesehen werden» Stand jene unter dem Einfluß des Krieges,
so fällt in diese die Tiquidation des Krieges mit ihren für den

preußischen Staat und für das Reich geradezu katastrophalen
. Folgen. Jhr Einfluß auf die Wanderbervegung war sowohl

shemmender als auch fördernder Natur. Es wäre jedoch verfehlt,
allein aus der Wanderungsbilanz ein abschließendes Urteil über

die Tendenz und den Umfang der Wanderbewegung zu fällen, ohne
wenigstens den Versuch zu machen, die, Erscheinungen in der

Zwischenzeit, die im Endergebnis nicht zum Ausdruck kommen,
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auch für diese Periode nach Möglichkeit zu untersuchen, um ge-
wissermaßen durch Jnterpolation den Verlauf der Wander-

bewegungskurve zwischen den beiden Zähljahren 1919 und 1925 zu
konstruieren.

Das Preußische Statistische Landesamt hat für den Zeitraum
vom 8. Oktober 1919 bis öl. August 1925 die Wanderbewegung
mit Hilfe der bereits im vorhergehenden Abschnitt erwähnten
Lebensmittelscheine zu erfassen versucht. Wenn auch das so ge-
wonnene Zahlenmaterial aus mancherlei Gründen keinen Anspruch
auf unbedingte Zuverlässigkeit machen kann, so gibt es doch ein

Bild, das immerhin genügt, um einen Einblick in den Umfang
und das Ziel der Wanderbervegung gewinnen zu lassen. Danach
sind in den vier Jahren von 1919——192Z nicht weniger als
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19,6 Millionen Fälle eines Wohnungswechsels und rund 850 000

Fälle von Einwanderung aus dem Auslande gezählt worden« Da

der preußische Staat am S. Oktober 1919 eine Bevölkerung von

rund 57 Millionen hatte, so entfiel auf jeden zweiten Preußen ein

Fall des Wohnungswechsels. Selbst wenn man geneigt ist, von

dieser Zahl einige Abstriche für unvermeidliche Doppelzählungen
vorzunehmen, so bleibt dennoch die aufsallende Tatsache bestehen,
daß trotz der großen wirtschaftlichen Schwierigkeiten und der

außerordentlichenWohnungsnot die Binnenwanderung recht be-

trächtlich gewesen ist. Als Ursache kommt wohl in erster Linie

die weitere Umstellung der Wirtschaft auf Friedensarbeit, die Lahm-

legung der Rüstungsindustrieund das dadurch bedingte Abströmen
beschäftigungsloserArbeiter nach Gegenden mit günstigerenArbeits-

gelegenheiten sowie die Anziehungskraft der»landwirtschaftlichen
Bezirke wegen der besseren Ernährungsmöglichkeiten in Frage.
Auch die Demobilmachung des Feldheeres und die Wiedereingliede-
rung der entlassenen Heeresangehörigen in das Wirtschaftsleben,
von denen mancher zunächst seine Heimat und erst später seine
Arbeitsstätte aufsuchte, wird die Binnenwanderung gefördert
haben. Damit erklärt sich auch die Tatsache, daß im all-

gemeinen mehr Einzelpersonen als ganze Familien an der

Wanderbewegung in diesem Zeitraume beteiligt sind. So-
weit Einwanderung in Betracht kommt, haben sich die am

Ende der vorigen Periode bemerkbar machenden Momente noch
verstärkt; dahin gehören der Zuzug von Auslandsdeutschen und

Flüchtlingen aus dem Osten und den abgetretenen Gebieten sowie
der Zustrom von Angehörigen des valutastarken Auslandes, ferner
die Zuwanderung sremdstämmiger Elemente aus Rußland, Galizien,
KongreßsPolen und anderen Oststaaten. Von den 830 000 Per-
sonen, die nach dem Ergebnis der Fortschreibung der versorgungss
berechtigten Zivilbevölkerung in der Zeit vom 8. Oktober 1919 bis

ZI. August 1925 als Zuzug aus dem Auslande gemeldet sind, dürfte
zweifellos ein beträchtlicher Teil, jedenfalls weit mehr als die

Hälfte, auf die Flüchtlinge entfallen, denn die Nutznießer der Jn-
slation, deren Anwesenheit auf deutschem Boden mehr oder weniger
den Charakter des Durchgangs- und Fremdenverkehrs trug, werden

im allgemeinen keinen Wert auf die Erlangung der Lebensmittel-

karten gelegt haben. Damit wird die Zahl der aus Anlaß des

Krieges und der Abtretung deutscher Gebietsteile seit Kriegsaus-
bruch bis 1923 allein in Preußen ausnahmesuchenden Vertriebenen

von rund l Million erreicht, wenn nicht überschritten. An dem Ge-

winn dieser Zuwanderung haben alle Provinzen Anteil, mit Aus-

nahme von Hohenzollern. Die städtischeBevölkerunginnerhalb der

Provinzen hat durchweg Wandergewinne zu verzeichnen; die länd-
liche Bevölkerung hat größtenteils ebenfalls gewonnen, mit Aus-
nahme der Provinzen HessensNassau, Oberschlesien, Rheinprovinz,
Ostpreußen und Hohenzollern.

Nach alledem besteht wohl kein Zweifel, daß die Tendenz der
Binnenwanderung, wie sie durch die Kriegszeit gekennzeichnet ist,
Auch in der Nachkriegszeit bis 1925 angehalten hat« liber den

weiteren Verlauf der Wanderbewegung währendder restlichenM
bis 2 Jahre dieser Periode gibt nunmehr die Wanderungsbilanz
von 1919—l925 Aufschluß:

Männlich Weiblich Zusammen

StädtischeBevölkerung -i— 357 799 -l- 266 695 si- 624 494

Ländliche »
—- l93 343 — 426 llö — 619 459

.

insgesgmti -s—«164 456 —- 15942l -i- 5035

Während noch bis 1925 eine stetig zunehmende und überwiegende
Einwanderung zu verzeichnen ist, schließt die ganze Periode zahlen-
mäßig mit einem kaum nennenswerten Gewinn, wobei auffallender-
weise der Gewinn der männlichen Bevölkerung und der Verlust-
der weiblichen Bevölkerung sich fast vollständig aufheben. Dabei

ist jedoch daran zu erinnern, daß am Ende der vorigen Periode
ein scheinbarer Wanderverlust von 372 000 Militärpersonen, die sich
damals noch in feindlicher Kriegsgefangenschaft befanden, vor-

handen war und in dieser Periode ausgeglichen werden mußte. Diese
scheinbare Wanderbewegung wird ausgeschaltet, wenn man die

beiden Zählperioden von 1910—1919 und 1919—1925 als Ganzes
betrachtet.

Männlich Weiblich Zusammen

1910—l9l9
— lZ 99l i- 346 958 -s- 332 957

l919—l925 4164456 —- 159 421 Jk 5035

»so-sag -s- lso 465 -i—j87 537 »s- 338 002

Das Bemerkenswerteste an der Wanderungsbilanz ist also, daß
der Zuwanderungsgewinn zum großen Teil durch Abwanderungss
verluste wieder aufgehoben worden ist. Wie sich diese Abwande-

rungsverluste im einzelnen zahlenmäßig zusammensetzen, kann nur

schätzungsweiseangegeben werden. Neben der überseeischenAus-

wanderung, die mit rund 200 000 Personen veranschlagt werden

kann, kommt die Abwanderung über die trockenen Tandesgrenzen
in Betracht, die nach vorsichtiger Schätzung 350 000 Personen be-

tragen haben mag, wovon etwa die Hälfte auf Personen mit pol-
nischer Muttersprache entfällt. Schließlich läßt die bei der letzten
Volkszählungermittelte Zahl von fremden Staatsangehörigen im

Vergleich zur letzten Vorkriegszählung mit ziemlicher Sicherheit
darauf schließen,daß ungefähr 150 000 Ausländer abgewandert
sind. Die gesamte Abwanderung dürfte sich somit auf 700- bis
750 000 Personen belaufen.

Das Bild, das sich in bezug auf die Bevölkerungsverschiebung
zwischen Stadt und Land im großen und ganzen bietet, erinnert
wieder stark an die Tendenz der Vorkriegszeit. Innerhalb der

Provinzen hat im Endergebnis die städtischeBevölkerung durchweg
Wandergcwinne, die ländliche dagegen ausnahmslos Wanderver-

luste aufzuweisen. Die unmittelbare Folge davon ist, daß der Be-

völkerungsstand der Provinzen bis zu einem gewissen Grade aus-

geglichen wird. -

Die st ä dtis ch e Zuwanderung war am größten in der Reichs-
hauptstadLmit 222 000 Personen und in den Provinzen Rheinland
(82.000), Brandenburg (70 ooo) und Niederschlesien (55 ooo), am

geringsten in Hohenzollern (348), Grenzmark PosensWestpreußen
(6000) und Schleswig-Holstein (8000). Jn den anderen Provinzen
liegt der Gewinn der städtischenBevölkerung zwischen 15000 (Ost-
preußen) und 56 000 (Hessen-Nassau).

Die ländliche Abwanderung war, wie in der Vorkriegs-
zeit, wieder am stärksten in Ostpreußen, das mit 158 000 Personen
Wanderverlust von keiner anderen Provinz auch nur annähernd er-

reicht wird, ein Verlust, der überdies für die abgeschnürte Provinz
um so schwerwiegender ist, als der Gewinn der städtischen Be-
völkerung (15000) im Gegensatz zu den anderen Provinzen keinen
nennenswerten Ausgleich bietet. Rächst Ostpreußen folgen mit

ländlichem Wanderverlust Niederschlesien (72 ooo) und Westfalen
(63 ooo), deren Verlust aber wenigstens zum Teil durch städtischen
Gewinn wieder ausgeglichen wird. Völlig ausgeglichen und dar-
über hinaus wird die Abwanderung vom Lande durch den Wander-
gewinn der Städte in den Provinzen Brandenburg, Rheinland und

HessensNassau.
Um zur Frage der Landslucht Stellung zu nehmen und einen

Vergleich mit den beiden vorhergehenden Perioden zu ermöglichen,
ist in nachstehender Tabelle wiederum die Zahl der Kreise zu-
sammengestellt, deren städtische bzw. ländliche Bevölkerung 500 und

mehr Personen durch Wanderung gewonnen (—s-)oder verloren (—)
hat. Die Zahl der Kreise betrug:

in den provinzm a) städtischeBevölkerung b) ländlicheBevölkerung
—i- —- -i- —

Ostpreu en. . . so 4 — 36

Brandeikburg. . 30 —- 4 20

Pommern . . . is 1 l 25

Grenzmark . . . 4 i — 8

Uieder chlesien . 28 l 2 36

Obers lesien. . so s Z so

Sachsen . . . . U s Z 29

Schleswig-Holstein 4 1 2 is

« Hannover . 12 7. 5 39
«

Westfalen . . . 24 8 4 29

essen-Uassau . se 2 4 28

heinprovinz . . Zl 6 lZ Zo

Hohenzollern . .
— — —- s

Staat

19l9-1925 198 40 El 3l0

staat
1910—l.91.9 165 los lll 164

UND-Um 188 lilä 82 371

Wie aus Tabelle ersichtlich, hat das Endergebnis der Zähl-
periode 1919—-1925 zahlenmäßig eine unverkennbare Ähnlichkeit
mit den Ergebnissen der Vorkriegsperiode 1900——1910. Die Zahl
der Kreise mit Wanderverlust an ländlicher Bevölkerung nähert sich
wieder stark derjenigen der Vorkriegszeih während aus der anderen

Seite die Zahl der Kreise mit städtischemWandergewinn sogar die

Zahl der Vorkriegszeit übertrifft. Berücksichtigtman hierbei, daß
dieser Wandel sich in verhältnismäßig kurzer Zeit, etwa seit der

zweiten Hälfte 1923 vollzogen hat, die Bewegung also noch als im

Flusse zu betrachten ist, so ist die Behauptung nicht von der Hand
zu weisen, daß die vor dem Kriege zu beobachtende Tandflucht
wieder in vollem Ausmaße im Gange ist. Die entgegengesetzte
Tendenz der Kriegs- und Jnflationszeit war eben nur eine vor-

übergehende Erscheinung. .

281



scnwrnrx7

W

Wandekbewe Jung
: PreuBen 1919

«·—

!

i
«

I

DO Find-Kreisebezw-städt Bevölkert-»Fimexsfmlfj derzmdkrefse

—-

. .. sIs
Zeitf- Denklamn .

s «e 7000 Personen Wayderyewhn
P 7000 « « Wayckertærwsf

sil-

Fowejf Verä«a«em«ye»f« einzelwxe Ffmifkrexzexp enzs Baawwwyel
sich-; PMMI »ic« ckarsfdlbay 5-"«a«leacimfe oder ÆeØfeoEe M«

JewexscketDie ewisyxeckkexpckwZafylexz chiwfexy des-»den- myeyeöem

spgyswkk
PE J

Hohmollemschs Lande-

(».c«-g(-.s-7s—-gs;s»c«qu-7»«sc«.
kv

»s,

,-

F

Ehmwsfa Zejctmmg i- DDAFUXUWF, Ase-»B- ststst LI«»«5-ssk9mt

M
.

,« . ,

sit-lässt-DWM
.

-

- EV« -«N-«

-,’ . .,
N.

Gewinnund Verlust H

· ZW. - än- M« .- M- Mk- k- fä«
-

--l-2-M-ä-W.-MsM-H»·M.

«

einzglnerStodfkreise
In Tausend:

. Berlin 222
Köln 25 Altona 72

"

ankfurkojkkn 23 Dässeldorf M

Honnover M Duisbur W

Stets-in 75 Mülheim Mk- 8

.

»

Breslau 72 kiel »F

»Zva I.
.

T

,

.

Ozpån
.

ks o

O
" SOLO-VA-

« —«·«.»·-«"Eis-Mk.

«

........ —-———-—·:«—T—c.7«-·
«

0
’

A nahst-d x : ern-o ooo. »

F ( so- iso soc-M

« d



Der Heimatdienst

Die slowenifche Kulturautonomie in Können
Eine beispielaebende Lösung des Minderheitenprobiems.

I.

»Autonomie ist«-,
um die Desinition
des Marburger Do-

zenten Dr. Gerber

zu gebrauchen,
»Eigenart einer

Teilverfassung
innerhalb des Ver-

fassungsausbaues
einer staatlichen
-Gemeinschaft«, sie
ist im weiteren
der Versuch, das

Problem einer in einem Staate lebenden Minderheit Rechte der

Selbstverwaltung zuzubilligen, um ein möglichst reibungsloses und

freies Leben dieser Minderheit in der staatlichen und anders-

völkischen Gemeinschaft zu gewährleisten. Diese Art der Lösungs-
versuche des nationalen Minderheitenproblems bestehen nicht
erst, seit die Pariser Diktatfrieden das national und wirt-

schaftlich zerklüftete Mitteleuropa geschaffen haben. Bereits der

deutsch-tschechischeAusgleich in Mähren im Jahre 1907, die Schul-
autonomie der Dänen in SchleswsigsHolstein trugen als Versuche zur

Lösung dieses Problems manche Züge, die heute in die Jdeen um

die Kulturautonomie einer Minderheit übernommen worden sind.
Naturgemä hat vor dem Weltkriege dieses Problem theoretisch und

praktisch in Osterreich die größte Rolle gespielt. Der Wiener

Rechtsgelehrte Bernatzik und vor allem der spätere Staats-

tanzler Dr. Renner haben in ahlreichen Publikationen den Vor-

schlag gemacht, die Nationen ni t als Gebietsherrschaften, sondern
als vom Gebiet unabhängige

9578 Personen die slowe-
nisch-nationale Liste ge-
wählt-II, (1921: 9862z
1925: 9740), während der

Rest der slowenischen Min-

derheit für eine deutsche
Liste gestimmt haben muß.
Daraus ergibt sich die Tat-

sache, daß es sich hier um

eine nationale Minderheit
handelt, die national und

politisch durchaus nicht -

- » »

einheitlich gegliedert ist. Hochosteritz
Denn, wie die hier ange-
führten Zahlen beweisen, bekennt sich nur eine Minderheit der

Slowenen zum bewußten Slawentum, während der andere Teil

deutsch, »kärtnerisch«gesinnt ist.
Dieser Tatsache Rechnung tragend, hat die deutschösterreichische

Regierung auch veranlaßt, neben rein slowenischen Schulen auch
sogenannte utraquistische zu schaffen, die aber von der Minderheit
der bewußten Slowenen heftig bekämpft werden.

Der Großteil der Kärtner Slowenen ist aber mit den heute
in Kärnten bestehenden Verhältnissen durchaus zufrieden, ja,
was xm besonderen Einrichtungen für die Slowenen geschaffen
worden ist, wie z. B. die gemischtsprachigen Schulen, entspricht ihren
ausdrücklichen Wünschen. Sie haben auch nach der Volksabstim-
mung immer wieder betont — wenn man von der schon erwähnten
nationalen Gruppe absieht —, daß sie an dem, was sie an nationalen

Rechten besitzen, im Wesen nichts ändern lassen wollen. Welchen
Motiven entspringt nun der von allen Parteien des Kärntner Land-

tages eingebrachte Gesetzentwurf
Personenverbände zu behandeln.
Damit wurde der altgermanische
Rechtsgrundsatz, nach dem jeder
sein Recht mit sichs trägt, auf
das nationale Leben übertragen.
Danach stellt die Nation einen

»Verband gleichdenkender und

gleichredender Personen« ohne
Bindung an die Scholle dar.

Dieses Persönlichkeitsprinzip er-

Salzbu fJ
Flotte-cis
»F

. inklom
-

möglicht nun die rechtliche sie

Existenz der nationalen Minder- Wa«
heiten im fremden Staat. Den WHM
zwischen der am Gebiet gebun-

«-

TWS «

denen Staatsverwaltung und -

us
l«

einer Kulturautonomie für dieX
.

jj s feig ,
Slowenen des Landes? Wenn

. · »s, die überwiegende Mehrheit der

J Mem
UMM D

, Kärntner Slowenen, so wird

J o mancher fragen, mit den be-

»
stehenden Zuständen zufrieden

messen ist, was hat dann noch den

n Von-idem
Landtag veranlaßt, ein derartig
weitgehendes Gesetz zu schaffen?

styeit Nun ist Kärnten in einen
»O- . ganz eigenartigen Streit hin-«-s .-s

«
.

r.--FEBWE,-«VWI"’"TO « eingezogen worden. Der schon
l -- -3.,-D smer

"

erwähnte Bruchteil sder unzu-
- »s« -« O I H il friedenen Kärntner Slowenen,

oder wenigstens ihre Führer, be-

der nationalen Verwaltung der O- « .5«sk»»z S
.· hauptenx daß die Slowenen

fremden Minderheit sich ek- -
e ,

u o- unterdrückt würden, daß sie voll-

gebenden Widerstreit sucht die D
s ,

z s e
n kommenrechtlos seien und so

Kulturautonomie zu beseitigen. n
, gut WIe keine einzige leWeUilche

Als erste sind die beiden bal- -LV- I Schule besåßen. Jenen Teil ihrer
tischen Staaten, Estland und Letlts

land, darangegangem die volle Kulturautonomie praktisch zu ver-

wirklichen. Jn Estland bedeutend weitgehender als in Lettland.

Nun soll auch im südlichstenBundesland Deutschösterreichs,in Kärns

ten, der dort lebenden slowenischen Minderheit das Recht der kultu-

rellen Selbstverwaltung zugestanden werden. Am 14. Juli d. J.
wurde dem Kärntner Landtag ein von allen Parteien unterzeichneter
Gesetzentwurf vorgeleg?

der — obwohl es sich vorläufig nur um

einen Entwurf eines utonomiegesetzes handelt und im Herbst noch
eingehende Behandlung und Verhandlungen erfordern wird — doch
für das gesamte Grenz· und Auslandsdeutschtum, insbesondere für
das Deutschtum im südslawischenStaate, von ausschlaggebender Be-

deutung ist. . .

Bei einer Gesamtbevölkerungvon etwa 532 000 Einwohner zählt
Kärnten 57224 Bewohner mit

slowenischer Sprachzugehörigkeiyd i e

in der sogenannten ersten Abstim-
mungszone wohnen. Von diesen Slo-
wenen haben bei der auf Grund des

Staatsvertrages von Saint-Germain
am Io. Oktober 1920 stattgefundenen
Volksabstimmung etwa 45 —v.H. für
Deutschösterreich gestimmt, dadurch
mit der in diesem Gebiet wohnenden
deutschen Bevölkerung eine Mehrheit
von 68,6 vH. für Deutschösterreich
herbeigeführt. Bei den am 24. April
d. J. erfolgten Nationalratss und

Landtagswahlen haben in Kärnten

,;-,«

Hof des Laut-buntes, Klagenfrt

28«4(

vor allem südlich der Drau«

Volksgenossen aber, der mit den

Deutschen des Landes in Frieden und Eintracht lebt, erkennen

sie nicht als vollwertige Slowenen an. Damit ist auch gesagt,
daß sich nur jener Teil der Slowenen Kärntens als die Minder-
heit betrachtet und nur seine Forderungen gelten lassen will,
während der andere Teil als »Deutschtümler«verrufen wird. Vom

deutschösterreichischenund Kärntner Gesichtspunkt könnte man sich
mit diesen Verhältnissen leicht abfinden. Die Mehrheit der slowe-
nischen Minderheit ist mit dem gegebenen Zustand zufrieden, und

darauf kommt es schließlichin einem Staatsleben ja an.

Stellt man sich aber nun auf den Standpunkt des gesamten
Deutschtums, soergibt fich ein wesentlich anderes Bild. Die mit
den Verhältnis en in Kärnten unzufriedenen Slowenen haben in Süd-

slawien eine lebhafte Agitation entfaltet, die die Lage der Slowenen
Kärntens als möglichst schlecht hinzustellen bemüht ist. Dies hat

ur Fol e, daßöinnicht unbeträchtlicher Teil, vor allem wieder der
loweni chen f-

fentlichkeit, fest da-
von überzeugt

»

ist,
daß in Kärnten

ihre Stammes e-

nosfen unterdruckt

seien.
Ab es
eläenavon, das eh

daraus da und dort

auch Rückwirkuni

gen aus das Ver-

hältnis zwischen
·) Sie e »Dann-t-

otenfrzz othesttoet
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Deutschösterreich
und Südslawien er-

geben, hat unter

dieser Stimmung
vor allem die

deutsche Minder-

heit Südslawiens
ständig zu leiden.

Hier benutzt man

immer wieder die

angeblich in Körn-
ten herrschende
Unterdrückung der
Slowenen als

Vorwand, um den

Deutschen in Süd-

slawien die ihnen durch Vertrag«gewährleisteten Rechte vorzuent-
halten. Erst im vorigen Jahre ist es aus dem Grunde zu einer
scharfen öffentlichen Auseinandersetzung zwischen dem damaligen
deutschösterreichischenBundeskanzlerDr. Ramek und dem süd-
flawischen Minister Pribicevic gekommen.

II.

Da greift nun der Kärntner Autonomiegesetzentwurf groß-
zügig und entschlossen ein. Er will nicht nur die besonderen Wünsche
der unzufriedenen Gruppe -

»

« ,

A

-

der Kärtner Slowenen er-

füllen, sondern in dem Ver-

hältnis zwischen Deutsch-
österreich und Südslawien
für die Deutschen«des letz-
teren Staates ein Forum
ermöglichen,das keine Zwei-
deutigkeiten mehr zuläßt.
Hatte doch der Minister
Pribicevic m 14. März
dieses Jahres dem deutschen
Abgeordneten Südslawiens,

·

Dr. Kraft, erklärt: »Alles das, was wir für unsere Leute in anderen
Staaten fordern, sind wir stets bereit, auch den nationalenMinder-
heiten bei uns zu geben. Die Konvention über den Minderheiten-
schutz wird bei uns bis zum äußersten durchgeführt werden, aber

auf der Grundlage der Reziprozität.«

Nach dem Gesetzentwurf sollen nun die Kärtner Landesbürger
slowenischer Nationalität, die am 1. Januar 1927 das 20. Lebens-
jahr erreicht haben, wahlberechtigt sind und sich in das slowenische
Volksbuch (nationaler Kataster) eintragen lassen, eine Gemeinschaft
öffentlich-rechtlicherArt bilden, die ihre nationalen und kulturellen
Angelegenheiten selbst verwaltet. Die Verwaltungskörper sind der
Volksrat und die slowenischen Schulgemeinden. Der Volksrat·wird
von den zur Landtag-wohl berechtigten Mitgliedern der slowenischen
Volksgemeinfchaft nach den Grundsätzen der Landtagswahlordnung
auf vier Jahre gewählt. Er besteht aus 12 Mitgliedern, die sich als

Vollzugsorgan einen Vorstand und vier Mitglieder auf ein Jahr
wählen. Der Volksrat hat Rechtspersönlichkeit. Er ist berechtigt:
die kulturellen Gesamtinteressen der Volksgemeinschatt innerhalb der

durch das Gesetz gezogenen Grenzen wahrzunehmen und zu ver-

treten; in die Schulbehörden Vertreter zu entsenden; den Haushalt
der Volks-gemeinschafteinschließlichder Erstellung des Gemeinschafts-
voranschlages und der Verfügung über die der Volksgemeinschaft in

ihrer Gesamtheit zufließenden Einnahmen zu führen; unter Beob-

achtung der gesetzlichen Bestimmungen die Einhebung von Gemein-

schaftsbeiträgen für kulturelle Zwecke zu beschließen; Sammlungen
für die kulturellen Zwecke der Volksgemeinschaft zu veranstalten usw·
Seine Angestellten müssen deutschösterreichischeBundesbürger sein.

Die slowenische Volksgemeinschaft ist berechtigt: Anstalten zur
Förderung des kulturellen Lebens und der sozialen Fürsorge der

Volksgemeinschaft, soweit sie über die öffentliche Fürsorge hinaus-
geht, zu errichten und zu verwalten; jede Art von Erziehung-- und·
Unterrichtsanstalten mit slowenischer Unterrichtssprache zu errichten
und zu verwalten; Sammlungen von freiwilligen Spenden zur Förde-
rung ihrer Aufgaben zu veranstalten und im Bedarfsfalle Gemein-

schaftsbeiträgeeinzuheben. Von den Mitteln, die vom Lande im

Haushaltsplan privaten Bildungszwecken und Wohlfahrtseinrichtun-
gen bewilligt werden, fließt der slowenischen Volksgemeinschaft der

entsprechende Teil zu. Die oberste Grenze aller Leistungen des

Landes ist das Verhältnis der direkten Leistungen ihrer Mitglieder
zu dem der übrigen Steuerträger des Landes.

Der slowenische Volksrat kann in Kärnten Schulen errichten,
wenn er die Eröffnung drei Monate vorher anzeigt, den Standort
der Schule, Zweck, Gattung und Einrichtung derselben bekanntgibt
und den Nachweis liefert. daß die Lehrkräfte österreichischeBundes-

Bauergastbauo Eberstein

bürger, in sittlicher und staats-bürgerlicher Hinsicht unbescholten
sind und in wissenschaftlicher Beziehung die gleiche Befähigung auf-
weisen, die von einem Lehrer an einer gleichartigen deutschen Schule
gefordert werden. Von der Bedingung der österreichischenBundes-

bürgerschaft kann der Landeshauptmann in besonderen Fällen ab-

sehen. Die vom slowenifchen Volksrat errichteten Schulen sind öffent-
liche Anstalten, ihr Besuch gilt als Erfüllung der allgemeinen Schul-
pflicht. Die Gesamtheit der im Sprengel einer slowenischen Volks-

schule wohnhaften Gemeindemitglieder bildet eine Schulgemeinde
und wählt einen Ortsschulrat, der die gleichen Rechte und Pflichten
hat, wie die anderen Ortsschulräte» Den Aufwand für das Dienst-
einkommen der Lehrkräfte trägt das Land Kärnten.

Als notwendig gelten Schulen, die von mehr als 40 schul-
pflichtigen Kindern der Volksgemeinschaft besucht werden, wobei die
im Reichsvolksschulgesetz vorgesehene Vier-Kilometer- Entfernung
zwischen den Schulen zu entfallen hat« Die Ortsgemeinden, aus

deren Gebiet Kinder eine solche Schule besuchen, leisten zu den

Kosten des sachlichen Schulerfordernisses für jedes Kind den gleichen
Beitrag, der für Schüler der allgemeinen Volksschule desselben Ge-
bietes zu zahlen ist. -Die Lehrer werden vom Volksrat vorgeschlagen.
Ihre Ernennung erfolgt durch die Landesregierung. In der Diszi-
plinarkommission für Lehrer haben Vertreter des Volksrats Sitz und
Stimme. Dem Volksrat bleibt die Verwaltung, Leitung und unmit-
telbare Beaufsichtigung seiner Schulen vorbehalten. Er kann hierzu
einen Fachmann anstellen, zu dessen Besoldung der Staat einen Bei-
trag leistet. Die Oberaufsicht über das gesamte slowenische Schul-
wesen steht dem Staat zu, der sie durch seine gesetzlichbestimmten
Organe ausübt. Der Bestand der öffentlichen Volksschulen in Körn-
ten, auch der utraquistischen mit deutschem und slowenischem Unter-
richt wird durch die Einführung der Selbstverwaltung nicht berührt.

Der Volksrat ist zur öffentlichen Rechnungslegung verpflichtet
Er hat seine Beschlüssebinnen einer Woche der Landesregierung zur
Kenntnis zu bringen. Alle auf Grund dieses Gesetzes errichteten
slowenischen Selbstverwaltungskörperund Anstalten gebrauchen in
ihrer inneren Tätigkeit ihre eigene Sprache nach Belieben. Urkunden
sind auch in deutscher Sprache abzufassen.

Ill.

Mit diesem Gesetz gibt Kätnten mit einem nicht unbeträchts
lichen und bei seiner Armut schwer ins Gewicht fallenden Aufwand
an Mitteln einer an Zahl und wirtschaftlichen Werten geringen
Minderheit Freiheiten, wie sie kaum eine zweite in Europa noch
besitzt. Sie sind weitgehender, als die der Deutschen in Estland
—- ein eingehender Vergleich mit dem estllindischen Autonomiegesetz
sei hier vorbehalten —, was schon aus den Tatsachen hervorgeht,
daß das Land Kärnten mit dem Selbstverwaltungsgesetz auch
materielle Verpflichtungen auf sich nimmt, die die wirtschaftlich
schwache Minderheit zu leisten kaum in der Lage ist, daß die An-

stellung von Lehrern, die nicht deutschösterreichischeBundesbürger
sind, unter Umständen ermöglicht wird, usw.

Deutschösterreichhat mit diesem Schritt aller Welt offensichtlich
gemacht, daß es willens ist, das Problem seiner an Zahl doch nur

unbedeutenden Minderheiten
in loyalster Weise zu lösen. Es

schafft damit ein für allemal

einen Gegensatz zwischen ihm
»

und dem südslawischen Staat
aus der Welt, an dem es nun .

liegt, die Lage seiner deutschen
Minderheit, die hier an Zahl
das etwa Zwanzigfache gegen-
über der Zahl der Slowenen
in Kärnten ausmacht, in

gleichem Sinne·einer befriedi-
genden Lösung zuzuführen.

,-«-s ·

-

Seeboden am Neillstädter See

Hindenburxys
-spende! «

Annahme-stellen bei sämtlichen

Dcpstämtem, Bisenbahnschaltem,
Denken sparketssen usw-
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DieDeutschenin der- Glowakei und in KarpathoRußland
Von Eugen LevinsDorsch

Gewöhnlich denkt man, wenn man von den Deutschen in der

sTschechoslowakei spricht, nur an diejenigen, welche die Sudeten-

länder, d, h. den einstmals zu Osterreich gehörenden Westen der
«

A

, . Republik-Böhmen,
Mähren und Tsche-
chisch-Schlesien—be-
wohnen. Man ver-

gißt oder weißnicht,
daß es auch in der

östlichen Hälfte —

in der Slowakei und
in KarpathosRuß-
land, dem ehem.
Oberungarn-deut-
scheSiedlungen gibt.
Dieses Gebiet, von

dem nordwestlichen
Teil des Karpathens

bogens umschlossen und von den Sudetenländern durch die Beskiden, die

Kleinen und Weißen Karpathen, geschieden, ist bis auf einen schmalen
Grenzstreifen im Süden ausgesprochenes Bergland. Hochan ragt der ge-

waltigeGeblrgsstock der Tatra, an diesichsiidlichdie Fatra und das Slowai

kischeErzgebirge, ostwärts die Waldkarpathen anschließen.Ein buntes

Völkergemischlebt hier: auper
den kleinen Gruppen von Deutschenvor allem

die westslawischenSlowa en; dann ostslawischeKleinrussen (Ruthenen

Glockenturm und tatb. Kirche in Keomart

oder Huzulen), die dem öst-
lichen Zipfel des Territoriums
den Namen Karpatho - Rußs
land gegeben-- haben; Magyaren
am Südrandz Juden besonders
zahlreich im Osten der Slowakei
und in KarpathosRußlandz und,
nicht zu vergessen, Zigeuner.
In dieses Völkergemisch sind
die deutschen Siedlungen als

große und kleine Inseln hinein-
gesprengt.
Zunächst ein paar Zahlen.

- Nach der amtlichen Zählung von
’

».

-

.

! f

1921 hatte die Slowakei ins- sc- «
gesamt rund drei Millionen «

«"

Einwohner. Davon waren etwa
»

» HRUH
140 ooo, d. h. etwas mehr als

« III
4 v. H» Deutsche. Karpathos

·

« »T·«-
«

Rußland mit 605 000 Einwohnern
zählte rund 10 000, d. h. 1,5 v.H.
Deutsche.

Diese 150 000 Karpathens
Deutsche leben bis auf eine einzige «

Gruppe seit langer Zeit fast ohne jede Verbindung mit dem west-
lichen Deutschtum. Erst in allerletzter Zeit, nach dem Ende des

Weltkrieges und der Entstehung des tschechoslowakischen Staates,
haben sich die Deutschen in Böhmen für die versprengten Brüder im

Osten zu interessieren begonnen. Als ein Zeichen dieser erwachenden
Teilnahme erschien im Jahre 1926 auf Grund einer Studienreise
sudetendeutscher Akademiker eine Sammelschrift: »Die Deutschen in

der Slowakei und in KarpathosRußland«, herausgegeben von dem

Prager Privatdozenten Eduard Winter (Münster i. W.), der damit
eine inhaltsvolle publikation veröffentlicht hat.

ä- O
sc

Es handelt sich um vier deutsche Siedlungsbezirke.
Der erste umfaßt Preßburg und seine Umgebung. Preßburg-

einst ungarische Krönungsstadt, ist jetzt Hauptstadt der Slowakei
und Sitz des slowakischen Ministeriums. Die Deutschen, die als

Rathaus in Keomart
s schen Inseln in Karpas

Fischer, Häusler, Arbeiter und vor allem als leidlich begüterte
Weinbauern die Stadt und die benachbarte Tandschaft bewohnen —-

es werden ihrer 60 000 gezählt —- stehen seit alters mit dem benach-
barten und stammverwandten, österreichischenund burgenländischen
Deutschtum in Fühlung. Dieses Gebiet ist also im Unterschied zu
den übrigen drei kein isolierter Bezirk.

Der zweite ist im slowakischen Erzgebirge gelegen, am Oberlan
der Neutra, mit rund 48 000 Deutschen katholischer Konfession.
Kremnitz, im Mittelalter durch seinen Goldbergbau und durch eine

Niederlassung der Fugger berühmt und noch- heute Münzprägungs-
stätte der Republik, ist«der Hauptort dieses Gebietes. Seitdem jedoch
der einstmals so bedeutende Bergbau, ausschließlichvon deutschen Berg-
leuten betrieben, so gut wie ganz erstorben ist, lebt die Bevölkerung
in schwieriger Lage. Der steinige Boden des Landes, besonders in
der Gegend von Hochwies und Krickerhäus, ermöglicht eine-nur kärg-
liche Landwirtschaft In der Umgebung von Deutsch-Proben wird

jetzt erfolgreich etwas Obstkultur betrieben. Infolge des Mangels
an Arbeitsmöglichkeiten findet hier ebenso wie im dritten Siedlungss
bezirk eine beträchtliche Auswanderung nach Amerika statt.

Dieser dritte, bekannteste deutsche Bezirk der Slowakei ist die

Zips, die Landschaft am Ostabhang der Hohen Tatra. Er zerfällt in

zwei Teile: die Oberzips mit dem Poprads und Hernadtal und,
weiter östlich, der Gründner Boden. Insgesamt 40 ooo Deutsche,
etwas mehr als dieHälfte protestantischen Glaubens, leben in den

Zipser Städten und Dörfern, die in ihren Namen und in ihrer reiz-
vollen Architektur die Erinnerung an ihren deutschen Ursprung wie

an ihre alte und hohe Kultur festhalten: Teutschau, Kirchdrauf, Kes-

mark, Deutschendorf in der Oberzips, Göllnitz Schmöllnitz, Stoß
und Metzenseifen im Gründner Boden sind die bekanntesten Ort-

schaften. In der Oberzips sind die Deutschen zumeist Bauern; in

der Tatra findet man sogar noch die uralten Institutionen des Ge-
meindewaldes und der

, —

Almende. Im Tale des »

Hernades, eines Neben- sp » EIN «

flusses des Theiß, wer- ,.-
"

« «

’

OTHER
den Eisen- und Kupfer- . -00.2,»-·.H7««
erze gewonnen. Der

« «- ski-
GründnerBodenwarehes

«"« 's« —- - -

mals eine Stätte blühen-
den Bergbaus auf Edel-
metalle. Göllnitz und

Schmöllnitz genossen im
Mittelalter gleich Krem-

nitz als kgl. ungarische
Bergstädte viele Privi-
legien und Freiheiten.

Zuletzt die deut-

tho-Rußland, mitten im

kleinrussischen Sied-

lungsgebiet. Acht schwä-
bischeDörferliegen in der

Nähe der alten Stadt

Munkacz, berühmt durch
ihre kampfumtobte
Burg, in der der grie-
chische Freiheitskämpfer
Alexander Npsilanti
als österreichischerGesangener saß; bekannt auch als Geburtsstätte
des ungarischen Historienmalers Munkaczy. Die Kolonisten sind
Nachkommen katholischer Schwarzwaldbauern. Dann zwei deutsche
Dörfer: Königsfeld und Deutsch-Mokra, hoch oben im Tale der

Tereschwa, im Quellgebiete der Theiß, mitten in der wilden, fast
unzugänglichen Landschaft der Waldkarpathen ganz vereinsamt ge-

Keomart, Jnnereo der Holzkirche
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legen. Jhre Bewohner sind ober-

österreichischerHerkunstk aus dem
Salzkammergut. Dazu noch eine

deutsche Arbeitersiedlung von 500

Seelen bei der Stadt Huste in der

Ebene, hart an der ungarischen
und nicht weit von der rumänis

schen Grenzeentfernt-;-
se

Die Geschichte der deutschen
Kolonisation in der Slowakei und
in KarpothosRußland ist buntfar-
big und vielsträhnigz sie reicht in

frühe Zeiten zurück und schließt
erst mit dem 19. Jahrhundert ab.

Gerade jene zuletzt erwähnten Ortschaften in· KarpathosRußland
sind spät entstanden: im 17. Jahrhundert ließ die Beherrscherin des

Lande-, Helene Zrin7, deutsche Maurer und Söldner kommen, um
ihre Burg Palanok bei Munkacz auszubauen und zu schützen. Ein

Teil von ihnen ließ sich dauernd dort nieder. GrößerenUmfang
nahmen die deutschen Siedlungenin KarpathosRußland erst an, nach-

Bauweise in Deutsch-Proben

dem der große und gefährliche Gegner der Habsburger, Franz Ras-

koczy, Fürst von Siebenbürgen, bei Trentschin besiegt worden und sein
gewaltiger oberungarischer Besitz durch den Frieden von Szatinar (1716)
in die Hände des österreichischenStaates gelangt war. Die Grafen
Schönborn, denen Tei dieses Gebietes übertragen wurden und noch
heute gehören, fiedelten Schwarzwaldbauern an dem fruchtbaren, ge-
treides und weinreichen Abhang der Waldkarpathen an. Später holte
Maria Theresia Salzburger nach Mokra und Königsfeld zur Ausbeu-

tung der dort gelegenen Salzlager. «

Nach Stillegung dieser Betriebe wurden die deutschen.K«olo-
nisten Holzfäller, Flößer und Bergbauernz sie haben ihre heimische
Weide- und Almwirtschaft in jene ferne Gegend verpflanzt.
Josef 11"., der Monarch der österreichischenAufklärung, gründete
die Arbeiterkolonie in Hustez und

noch im 19. Jahrhundert, zuletzt
im Beginn der siebziger Jahre,
rief ein Graf Schönborn deutsche
Ansiedler in die Gegend von

Munkacz. .

Ungleich älter find die deut-

schen Niederlassungen in der Slo-
wakei. Einige Geschichtssorscher
halten sogar die Deutschen im Be-«
zirke von- Kremnitz für autoch-
thon; sie sollen sich auf ver-

fpkengte Reste der germani-
.

«

«

schen Quaden zurückführen lassen, die fin den Stürmen der Volkers

wanderung hierhin kamen. Sicher ist, daß deutsche und flani
drische Kaufleute schon im 9. u. Io. Jahrhundert die SlZwakeidurch-
zogen. Aber die eigentliche deutsche Kolonifation in großeremMaß-
stab wird erst im 12. und 15. Jahrhundert in Angriff genommen,
und zwar von Königen aus dem Hause der Arpaden, «derältesten
ungarischen Dynastie. Unter Geza II. (1141-—1161)-einem Sohne
Ves« geblendeten Bela, wandern Scharen von Rheinfranken vom Mit-
tels und Niederrhein als Bauern und Bergleute in die Oberzips.
Auch sein Enkel Andreas der Kreuzfahrer (1205—-1235)begünstigte
auf Veranlassung seiner Gemahlin Gertrud von Meranien gegen den
Willen des einheimischen Adels die deutsche Kolonisation. Vor allem
aber förderte dessen Nachfolger Beia IV. (1235·-—1270)die deutsche
Siedlungsarbeit in der Zips, die während seiner Regierung durch den
großen Mongoleneinfall (1242) fast zerstört und später wieder auf-
gebaut wurde. Es wurden damals auf Grund eines königlichen
Patentes (124Z) die 24, später zu einem Bunde vereinigten Zipser
Städte gegründet, in denen sich das Handwerk kräftig entfaltete.

Stephan V. (1270-—72)setzte ihre
Pflichten und Rechte fest: eigene
Gerichtsbarkeit, freie Pfarrerwahl,
freies Siedlungsrecht und Recht
zum Bergbau. Auch der Gründer

Bauernhaua in Krickerhäu

Boden wurde bereits unter

Bela EV. von Deutschen be-
volkert. Die urwaldhafte Tand-
schaft am Ostabhang der Hohen
Tatra wurde gerodet. Ortschaft
auf Ortschaft blühte hervor, vor

allem Leutschau und Kesmark,
und die Metallschätzedes Bodens
wurden zutage gefördert, wie-

wohl gerade dieses Gebiet in der

letzten Zeit der Arpaden von zahl-
reichen blutigen Kämpfen durch-
tobt wurde.

Auch die zweitesungarische Dy-
naftie der Angiovinen, vor allemGerlodvrf, Alte Kirche

·Wand gedrückt war,

Ludwig I., der Große (1Z42- bis

1382) förderte die deutschen Nieder-

lassungen wirksam. Unter ihm
stellte im Jahre 1570 der Zipser
Städtebund seine innere Organisa-
tion fest. »Hab wir die gnade«,so
beginnt die Zipser Satzung- »und
das Recht vonn allen königenvon

Hun eren von anbeginen, das uns

Czipser kein mana oder nimanth
umb keinerlei sach tzu hoffe hat
zu laden, sonder er soll ein recht
suchen vor des königs graffe, der

burgraff ist in dem Czipps.« Da-
mals wurde Kremnitz das bedeu-

tendste Goldbergwerk in Europa,
in der Zips blühte deutsche Gold-

schmiedekunst. Teutschau war Sitz
der. selbstgewähltenRichter Kund
Grafen. Schon der ersteAngiovine,
Karl I. (1295—1342) hatte in sei-
nen Kämpfen mit dem Feudaladel
der Slowakei die deutschen Städte begünstigtund ihre alten Privi-
legien erneuert. Schmöllnitz und Göllnitz wurden durch ihn in den
Rang königlicher Bergstädte erhoben.

Jedoch in der nachfolgenden Zeit, nach dem Aussterben des
angiovinischen Hauses, wurden die deutschen Ortschaften in lang-
wierigen Fehden mit dem Adel allmählich um ihre Selbständigkeit
und ihren Wohlstand gebracht. Die Fürsten verloren die Macht, die
Städte zu schützen.Der Schwiegersohn Tudwigs des Großen, Siegis-
mund von Brandenburg und Ungarn (1387-—14ZZ),derselbe, unter
dessen Regierung die Mark an das Haus Hohenzollern kam, mußte
ims Jahre 1433 im Frieden von Tublau lZ deutsche-Städte der Zips
an Polen verpsänden. Unter seinen Nachfolgerin Matthias Cor-
vinus, den Jagiellonen Ungarns und zuletzt den Habsburgern wurde
die Slowakei zum Schauplatz verheerender und unaufhörlicher Kriege:
besonders Kriege um die dynastische Nachfolge in Ungarn; die
Hussitenkriege spielten bis hierher hinüber; nach der Reformation
kamen die Religionskriege, in denen sich der kalvinische Adel mit den
katholischen Habsburgern raufte, während die lutherischen deutschen
Städter der Zips die Rechnung dafür beglichen. Die Namen
Johann zapolpa, später Gabriel Bethlen, Tökley und Rakoszy be-
zeichnen das leidvolle Schicksal der Slowakei im Beginn der neuen

Zeit. Und dann verheerten vor allem die Türkenkriege das Lan-d.
Immer stärkerwurden das Deutschtum und die deutsche Kultur in der
Slowakei geschwächt und erniedrigt. Gleichwohl heißt es noch in
dem Artikel eines ungarischen Tandtagsabschlusses aus dein Jahre
1608: »Civitatum iuoolae pro maiore parte ex germanica constent
natione.«

Tracht aus Deutsch-Mira

Ist It
III

Erst nach Abschluß dieser äußerst unruhigen und wilden Epoche
beginnt eine neue deutsche Kolonisation, durch die Wiener Regie-
rung in die Wege geleitet; es entstehen jene oben erwähnten Dörfer
in KarpathosRußland.

Die amtlichen Zählungen seit dem Jahre 1880 lassen deutlich

Einen-absolutenRückgang des Deutschtums in Oberungarn erkennen.
s gab:

·

.
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Als Ursachen dieses Rückganges geben gutunterrichtete Kenner
des Landes unter anderem an: ein mitunter spärlich entwickelte-

Volksbewußtsein der deutschen Bewohner, ferner ihre Neigung, sich
sprachlich der magyarischen oder slowakifchen Umgebung anzupassen,
wodurch früher ihre Magyarisierung und jetzt ihre Slowakisierung
gefördert wird; sodann die schwachen Verkehrsverbindungen des ober-

ungarischen Deutschtums mit den Sudetenländern, und nicht zuletzt
die Beschränkung der Kinderzahl besonders bei der besser situierten
protestantischen Bevölkerung der Zips.

Immerhin muß gesagt werden,
daß das deutsche Schulwesen in
der Slowakei, das durch die Magyas
risierungspolitik der ungarischen Re-

gierung bereits fast ganz an die

sich in dem
neuen tschechoslowakischen Staate er-

heblich entwickelt hat. Zählte man

im Jahre 1920 109 deutsche Volks-

schulen, so, drei Jahre später bereits

116. 86 Orte der Slowakei haben
deutsche Schulen; sie wurden in
dem Schuljahre 192ZJ24 von ins-

gesamt 17 700 deutschen Schul-
kindern besucht. Deutsche staatliche Untermetzenseifen
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Realgymnasien finden sich in

Preßburg und Teutschau, ein

drittes evangelisches Gymnasium
in Kesmark. Bedauerlich ist, daß
es in der Slowakei keine deut-

schen Fachschulen für Handel,
Industrie und Landwirtschaft
gibt; und daß von lll Bürger-
schulen nur Z deutschsprachlich
sind. —- Jn KarpathosRußland
liegt vorläufig noch das gesamte
Schulwesen, sowohl das deutsche

wie das kleinrussische, völlig dar-

nieder. Hier fehlt es nicht nur an

geeigneten Tehrkräftem sondern
auch an Schulgebäudenund den nö-

tigsten Unterrichtseinrichtungen.
di- di-

It-

Die Karpathen-Deutschen
entstammen, wie oben nur an-

deutend gezeigt werden konnte,
verschiedenen Einwanderungsströmen und verschiedenen Stämmen.
Es läßt sich daher kein einheitliches Bild ihrer Gebräuche und

Sitten, Trachten, Bauweise und Lebensführung entwerfen. Die

Mundarten in der Zips, im slowakischen Erzgebirge stellen ein ober-

und mitteldeutsches Gemisch dar. Auch religiös sind die Deutschen
gespalten. Rund hunderttausend gehören dem katholischen, fünfzig-
tausend dem protestantischen Bekenntnis an. Die protestantischen
Deutschen erfreuen sich zumeist eines größeren

»sp·
.

Wohlstandes als ihre katholischen Brüder. Aber

.
es muß festgestellt werden, daß der katholische KEHJ«’«'-— ,

«

Teil Fortschrite macht und steigend im Wachsen ;-»"-·"-?cs--fszg Z
begriffen ist.

« « : "’"

Fraglos hat die protestantische und die

katholische Kirche durch die Pflege des deutschen
Kirchenliedes, der deutschen Predigt sund des

deutschen Gebetes zur Erhaltung des deutschen
Volkstums. und der deutschen Sprache einen er-

heblichen Beitrag geleistet. Auch liegt die Schul-
bildung in ihren Händen; noch heute sind die deutschen Volksschulen
in der Slowakei konfessionell. —

Als ich vor ein paar Jahren als Erzieher und Lehrer in ein

winziges ostslowakisches Dorf in unmittelbarer Nachbarschaft von

X us III
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sipo, Schlagendorf

Der Abschlußdes deutsch-japanischen
Haudelsvertrages.

Nach mehr als dreijährigen Verhandlungen, die zuerst in Berlin,
dann seit Herbst 1925 in Tokio geführt wurden, ist der deutsch-
japanische Handels-vertrag am 20. Juli dieses Jahres in Tokio

unterzeichnet worden. Damit sind die durch den Weltkrieg unter-

brochenen vertraglichen Beziehungen zwischen Deutschland und Japan
wiederhergestellt. Der Vertrag tritt an die Stelle des Handels- und

Schiffahrtsvertrages von 1911, dem eine ganze Reihe von Bestim-
mungen in dem neuen Vertrage entnommen sind. Neu hinzugekom-
men sind Bestimmungen über die Amtsbefugnisse der konsularischen
Vertretungen beider Länder.

Nach dem Kriege mußte das deutsche Bestreben dahin gehen,
»die abgebrochenen Vertragsbeziehungen zu den ehemaligen Feind-
tnächten wiederherzustellen, um der Entwicklung des deutschen Außens
handels die erforderlichen vertraglichen Sicherungen zu geben« Auf
der Gegenseite bestand bis Januar 1925 ein solches Bedürfnis nicht,
da Deutschland den Unterzeichnern des Versailler Vertrages bis zu

diesignZeitpunkt einseitig das Meistbegünstigungsrecht gewähren
mu e."

«

Jn unserem Verhältnis zu Japan kamen hierzu noch einige
weitere Momente, die eine Verhandlungsfreudigkeit auf der japani-
schen Seite zunächstnicht aufkommen ließen.
· Japans Jndustrie hatte während der Kriegsjahre eine erstaun-

liche Entwicklung genommen und die japanische Regierung suchte
sie auf alle Weise tatkräftig zu fördern und sie gegen die ausländische
Konkurrenz zu: schützen. So erließ Japan im Jahre 1924 ein Ein-
fuhrverbot auf Farben, von dem nur die deutschen Farben betroffen
wurden, deren Wettbewerb die junge japanische Farbenindustrie nicht

zewachsen
war. Ferner bemühte sich die japanische Regierung, durch

ollerhohungen und andere Maßnahmen den wachsenden Einfuhr-
,überschuß zu -bekämpfen.

s
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Karpatho-Rußland und dicht an

der neuen ungarischen Grenze ver-

schlagen wurde, fand ich gastliche
Aufnahme bei einer Frau aus

Wagendrüssel in der Gründener

Gegend. Sie war an den magys
arischen Schlosser des Ortes ver-

heiratet und lebte mit ihrer Mutter

zusammen. Beide Frauen sprachen
untereinander nur deutsch, eine

nicht leicht verständlicheMundart.

Die Alte konnte nicht einmal

ungarisch radebrechen und sie
waren froh darüber, daß endlich
einmal in ihr abgelegenes Dorf
jemand kam, mit dem sie wieder,
wie in vergangenen Jahren,
richtig deutsch sprechen konnten.

,

Sie besaßen auch einige deutsche Bücher, meist religiösen Inhalts
Jn den letzten Jahren wurden, wie bereits gesagt, von sudetens

deutscher Seite ernsthafte Bemühungen unternommen, mit den

Deutschen in der Slowakei und in KarpathosRußland in wirksame
Beziehung zu treten. Jm Juni 1926 fand in Kesmark eine deutsche
land- und forstwirtschaftliche Wanderausstellung statt; und die

deutschen Studenten aus der Slowakei und KarpathosRußland, die

jetzt nicht mehr wie einstmals in Budapest studieren und sich dort

magYarisieren lassen, haben sich an der deutschen Universität in Prag
und an den deutschen technischen Hochschulen in Prag und Brünn

zu einer Landsgemeinschaft Zips zusammengefunden; sie suchen
durch Vorträge und Bibliotheken die karpathens
deutsche Eigenart wirksam zu pflegen. Wie

zäh und lebendig dieses Karpathendeutschtum
trotz aller äußeren und inneren Schwierigkeiten
noch immer ist, das zeigt am deutlichsten viel-

leicht seine Presse: in Preßburg, Kesmark und

Göllnitz erscheinen im ganzen 11 Zeitungen, Zeit-
schriften und periodische religiöse Kalender in

deutscher Sprache-.
Sicherlich wird die neu angeknüpfte Ver-

bindung zwischen Sudetendeutschen und Kar-

pathendeutschen das Volks- und Kulturbewußts
sein in diesen wieder erwecken, sie aus ihrer bisherigen Ver-

einsamung reißen und ihnen im Rahmen der tschechoslowakischen
Republik als nationaler Minderheit zu einer gedeihlichen Ent-

wicklung verhelfen.

Bat-weise in Deutsch-Mosca

Zur Zeitgeschichiesi-

Trotz des Fehlens eines Handelsvertrages und trotz der protek-
tionistischen Maßnahmen Japans konnte die deutsche Ausfuhr nach
Japan die Friedensausfuhr sehr rasch erreichen und überschreiten.
Die japanische Ausfuhr nach Deutschland, die auch vor dem Kriege
erheblich hinter der Einfuhr aus Deutschland zurückgeblieben war,

blieb der Statistik nach verhältnismäßig unbedeutend, jedoch ist
dabei zu berücksichtigen, daß in den nachstehenden Ziffern, die aus

dem japanischen Hoheitsgebiet stammende, in Deutschland meist über
Jtalien eingeführte Rohseide und das in erheblichen Mengen aus

dem japanischen Pachtgebiet Kwantung in Deutschland eingeführte
SoYabohnenöl nicht berücksichtigtsind.

Deutsche Ausfuhr Japanische Ausfuhr
nach Japan nach Deutschland

Wert Wert
in Mill. RM. in Akk) in Mill.RM., in XII

i913 122,7 1,2 USE I 0,4
1923 lGZssi l 2-7 I.Z-l

«
0-2

i926 236,8

.
2,-i i8,5 l 0,2

i927
Jan.-März 43,8 g H 5,8 i 0,.·

s) Prozente des Gesamtbanbels.

Jn den Handelsvertragsverhandlungen mit Japan, die vom

Herbst1924 bis Sommer 1925 in Berlin geführt und dann nach
Cokio verlegt wurden, mußte es die Aufgabe der deutschen Unter-

händlersein, die volle Meistbegünstigung auf allen Gebieten zu er-

wirken. Dies ist auch erreicht worden. Nur auf dem Gebiete der

deutschen Farbeneinfuhr ist eine gewisse Einschränkung insofern zu
bemerken, als die deutsche J. G. Farbenindustrie A.-G., dem japani-
schen Wunsche nach Schutz der eigenen Farbenindustrie Rechnung
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tragend, in einer nach langwierigen Verhandlungen«im August 1926

zustandegekommenen übereinkunft mit der japanischen Regierung
auf die freie Einfuhr einer beschränktenAnzahl von Fa»rbstof«fen,die

bereits in Japan hergestellt werden, verzichtet. Hiermit schien das

schwierigste Problem der Verhandlungen gelöst.
Bei der Weiterführung der Verhandlungen über den eigent-

lichen Vertrag ergaben sich aber neue Schwierigkeitenaus der Tat-

sache, daß Japan die Gewährung von Vorzugszollen sur eine be-

grenzte Anzahl seiner Exportwaren wünschte. Deutscherseitswurden

daraufhin ebenfalls Tarifermäßigungen gefordert. Wahrend über den
Handelsvertrag selbst eine Einigung erzielt werden konnte, zeigte
sich im Laufe des Sommers 1927, daß die Tarifverhandlungen noch
längere Zeit in Anspruch nehmen würden. Es wurde daher verein-
bart, daß der eigentliche Vertrag vorweg abgeschlossenund die Caris-
verhandlungen getrennt von ihm weitergefuhrt werden»sollten.So

konnte der Handelsvertrag am 20. Juli d. in Tokio durch den

deutschen Botschafter Dr. Sols und den japanischen Ministerpräsidens
ten Tanaka unterzeichnet werden.

·

Der Vertrag schließt sich in seinem Aufbau an den früheren
deutsch-japanischen Handels- und Schiffahrtsvertrag von 1911 an-

ist aber durch Bestimmungen über die Amtsbefugnisse der Konsuln
ergänzt und mit neueren internationalen Vereinbarungen, wie z. B.
dem Genfer Abkommen zur Erleichterung der Zollförmlichkeiten von

1923 in Übereinstimmunggebracht. Die beiderseitigen Staatsanges
hörigen sind in ihrer rechtlichen Stellung, hinsichtlich der Nieder-

lassung. des Erwerbs von unbeweglichem Vermögen, der Ausübung
ihrer Berufe, der Besteuerung usw. den Angehörigen der meistbes
günstigten Nation gleichgestellt, in einer Reihe von weiteren Fällen,
der Verfügung über bewegliches Vermögen, Steuern, Zugang zu den

Gerichten, den inneren Abgaben und insbesondere der Schiffahrt
werden sie die gleiche Behandlung wie die Jnländer selbst genießen.

Juristische Personen sind von allen Zwangsanleihen befreit und

werden in bezug auf Steuern und dergleichen wie die Jnländer
behandelt. ·

Durch die Gewährung der Meistbegünstigung auf dem Gebiete

der Zölle erhält der deutsche ebenso wie der japanische Handel fühl-
bare Erleichterungen. Die deutschen Waren werden in Zukunft in

Japan die Zollsätze des

japanisch-franzö;ischen
und des japanisch-

italienischen Handelsvertragstarifes genie en. Von besonderer Be-

deutung ist dies für Woll- und Kammgarne, die einen der wesent-
lichsten deutschen Ausfuhrartikel nach Japan darstellen. Außer
diesen wäre hier zu nennen der ermäßigte Zoll auf Seifen, parfums,
Automobile und Wirkmaschinen. Für Japan fallen bei der Ein-
fuhr in Deutschland in erster Linie zwei«Seidensorten Fuji, eine
Art Florettseide, und Pongee, ein Rohseidengewebe, ins Gewicht-
die nach den stark ermäßigten Sätzen des neuen deutsch-franzosischen
Vertragstarifs in Deutschland eingeführt werden können.

Sind so die zahlenmäßig greifbaren Vorteile, die sich aus dem
Abschluß des Vertrages ergeben, nicht gering, so wird man die

weiteren praktischen und, auch die ideellen Vorteile nicht vergessen
dürfen, die darin liegen, daß es gelungen ist, nach Überwindung
vieler Schwierigkeiten die durch den Weltkrieg unterbrochenen
deutsch-japanischen Handelsbeziehungen wieder auf eine vertragliche
Grundlage zu tellen. Unbekümmert um drohende Ausnahmebestim·
mungen wird sichnunmehr unser Handel mit Japan weiter ruhig
entwickeln können, auf den Gebieten der Warengruppen, für die in

Japan Konventionaltarife bestehen, eröffnen sich für die deutsche
Industrie bessere und teilweise neue Betätigungsfelder. Wichtiger
fast noch als diese praktischen Vorteile erscheint die Tatsache, daß mit

diesem Vertrage in den Beziehungen zwischen Deutschland und

Japan, deren wissenschaftliche und kulturelle Seite immer bedeu-
tungsvoll gewesen ist und gerade in der letzten Zeit durch die Grün-

dung von Instituten in Berlin und Tokio, die der wechselseitigen
Kenntnis beider Länder dienen sollen, eine weitere Vertiefung und
neue Grundlagen erfahren hat, nunmehr die letzte Lücke geschlossen
worden ist, die seit dem Kriege noch offen geblieben war.

Daß die Atmosphäre geschaffenwurde, aus der allein diese neuen

Grundlagen der deutsch-·1apanischenBeziehungen heraus geboren
werden konnten, ist nicht zuletzt der Tätigkeit und der Persönlichkeit
des deutschen Botschafters in Tokio, Dr. Sols, zu danken.

Das Saargebiet
Am 1Z. und 14. d. Mis. fand die 7. Jahrestagung des Bundes

der Saarvereine in Würzburgstatt. Auf ihr waren wie bei den

früheren Tagungen die im Reiche lebenden Saarländer und die Ein-

wohner des Saargebietes vertreten, um dieVerhältnisse des Saar-

gebiets zu diskutieren. Für den, der die Verhältnisse des Saar-

gebietes kennt, bieten solche«Tagungensachlich meist nichts Neues,
Die Zustände im Saargebiet sind eben leider gar zu eindeutig. Aber

es ist außerordentlicherwünscht,daß in solchen regelmäßigen
Tagungen die Dinge immer wieder von sachkundiger Seite unter-

sucht, in ihrer neuesten Entwicklung klargelegt und der breiteren

deutschen Offentlichkeit vorgehalten werden. Das ist denn auch in

Würzburg wieder mit aller Eindringlichkeit geschehen. Die dem

auf 747 Mill. Mark im Berichtsjahr l926.

Selbstbestimmungsrecht wsidersprechende Regelung der Regierungs-
verhältnisse im Saargebiet mit einer Volksvertretung, die entgegen
jeder Demokratie auf die Regierung keinen Einfluß hat, die fran-
zösischeKulturpropaganda, die durch wirtschaftlichen Druck der be-

kanntlich der französischen Regierung gehörenden Bergwerke auf
ihre Angestellten und Arbeiter die Kinder in die französischeSchule
zwingen will, die infolge der Trennung von Deutschland schlechte
Wirtschaftslage des Saargebiets und! vieles andere erfuhren in

Würzburg, meist durch Saarländer aus dem Saargebiet, wie z. B.
durch den Präsidenten des Landesratss des Saargebietes, eine ein-
dringliche Beleuchtung. Die am Schlusse der Tagung mit aller

Energie formulierte Forderung daß das Saargebiet die alsbaldige
Rückkehr zum deutschen Vaterlande verlange, ergab sich aus all dem
wie eine Selbstverständlichkeit.

Ein Iahr weiteren Ausbaiies der Konsumvereine-
Der Jahresbericht des Zentralverbandes deutscher Konsumvereine,

der führenden konsumgenossenschaftlichen Zentrale, für 1926 zeigt
einen neuen Aufstieg des Konsumgenossenschaftsgedankens. Der Um-

satz aller in dieser Zentralorganisation zusammengefaßtenKonsum-
vereine stieg von 616 Mill. Mark im sogenannten Berichtsjahr 1925

Jm ersten Vierteljahr
1927 betrug der Umsatz der Konsumvereine mit mehr als 400 Mit-

gliedern 206 Mill. Mark gegen 172 Mill. Mark im ersten Viertel-

jahr 1926.
Der Zentralverband deutscher Konsumvereine zählt heute

3196000 Mitglieder gegen 1692000 im Jahre 1914, worin sehr
deutlich die Ausbreitung der genossenschaftlichen Idee in der

Kriegs- und Rachkriegszeit zum Ausdruck kommt. Gegenüber 1925
und 1924 ist allerdings ein kleiner Rückgang der Mitgliederzahl zu
verzeichnen. Zwei Drittel der Mitglieder gehören den Kreisen
der Arbeiter und kleinen Angestellten an, fast 6 v.H. der Mit-

glieder sind selbständige Gewerbetreibende, ebenfalls 6 v.H. ge-
hören der landwirtschaftlichen Bevölkerung an und fast 10 v.H.
gehören zu den freien Berufen und zum Beamtenstand, die

übrigen Mitglieder haben keine genaueren Angaben über ihren
Beruf gemacht. Diese Zahlen, die sich gegenüber 1925 fast gar nicht,
gegenüber III-I nur ein wenig verändert haben, zeigen deutlich, daß
die Konsumvereine noch immer im wesentlichen Lebensmittel-

geschäftedes kleinen Mannes des Volkes find. Auf jedes Mitglied
entfiel 1926 ein Umsatz von 234 Mark, so daß der Stand von 1914
mit 287 Mark immer noch nicht erreicht ist, aber gegenüber 1925 mit
182 Mark ein wesentlicher Fortschritt erzielt wurde.

Besonders bemerkenswert ist das Anwachsen der Kapitalkraft
der Konsumvereine. Das Kapital fließt den Konsumvereinen seitens
der Mitglieder in Form von Geschäftsanteilen und in Form von

Spargeldern zu. Die Geschäftsanteile stiegen gegenüber 1925 um

fast 10 auf 29 Mill. Mark und die Spareinlagen von 68 auf
109 Mill. Mark. Die Höhe der Spareinlagen ist um Zo Mill. Mark

größer als in der Vorkriegszeit, während die Höhe der Geschäfts-
anteile um 4 Mill. Mark zurückbleibt. Die einzelnen Mitglieder
haben durchschnittlich 9 Mark an Geschäftsanteil eingezahlt gegen
20 Mark in der Vorkriegszeit, so daß also hier der Stand der Vor-

kriegszeit noch nicht wieder erreicht ist. Aber das eigene Kapital
ist doch so stark angewachsen, daß die meisten Vereine nicht nur ihre
Schulden weitgehend zurückzahlenkonnten, sondern auch größere
Beträge auf die Banken, und zwar insgesamt ZI Mill. Mark,
bringen konnten. Die Konsumvereine sind allerdings an die Liefe-
ranten noch immer sehr stark verschuldet; die Tieferantenschulden
sind gegenüber 1914 von 11 auf 54 Mill. Mark gestiegen gegen
40 Mill. Mark im Jahre 192v.

Auch die Unkosten, mit denen die Konsumvereine arbeiten, sind
heute noch höher als in der Vorkriegszeit Sie belaufen sich auf
lZ,8 v. H. des Gesamtumsatzes gegen 10,6 v. H. im Jahre 1914.

Das bedeutet sogar eine leichte Steigerung des Unkostensatzes
gegenüber 1925, womit eben bestätigt wird, daß ein weiterer Ab-
bau der Unkosten kaum möglich ist. Die Konsumvereine müssen
mit relativ hohen Unkosten arbeiten, da sie eben unbedingt Tariflöhne
bezahlen müssen, da sie Angestellte nur schwer entlassen können und
da sie mehr Angestellte als früher haben müssen, denn die bei den

Konsumereinen kaufenden Schichten können infolge ihrer wirtschaft-
lichen Lage heute häufiger als früher und immer nur in kleinen

Mengen kaufen. Daß die Arbeitsleistung des Verkaufspersonals noch
nicht der der Vorkriegszeit entspricht, geht deutlich daraus hervor,
daß 1926 auf jede in der Güterverteilung beschäftigteperson ein

Umsatz von 22 407 Mark entfiel, 1914 dagegen von 22 660 Mark,
wobei ja die Geldentwertung zu berücksichtigenist. Die Unkosten
dürften ferner deswegen heute größer sein als 1914, weil sich die

Konsumvereine nicht nur mit dem Tebensmittelgeschäftbefassen,
sondern im wachsenden Maße auch mit dem Absatz anderer Waren,
wie Möbel, Textilwaren und -Hausstandsartikel, was viel höhere
Unkosten und Spesen bedingt als das Lebensmittelgeschäft. Dieser
Zunahme der Unkosten entspricht ein Rückgang des Reingewinnes.
Die Summe von Reinertrag, Rabattguthaben und überweisungen

289



Der Heimatdienst
—

belief sich im Berichtsjahr 1926 auf 4,3 v.H. des Gesamtumsatzes
gegen 8,4 v.H. im letzten Vorkriegsjahr. «

Die Konkurrenzbedingungen der Konsumvereine gegenüber dem

Einzelhandel sind sehr wesentlich dadurch erleichtert, daß die Kon-

sumvereine etwa ein Viertel der verkauften Waren in eigenen Be-

trieben herstellen. Jeder größere Konsumverein hat ja seine eigene
Bäckerei und Schlächterei. Außerdem verfügt die Zentrale, die

Großeinkaufsgesellschaft (G.E.G.), über 26 Fabriken, die 1926
Waren im Werte von 45 Mill. Mark herstellten. Jn diesen Fabriken
werden Zigarren, Zigaretten und andere Rauchwaren, Teigwaren,
Fischwaren, Fleischwaren, Gemüsekonserven, Textilwaren, Zucker-
waren, Schokolade, Zündhölzer, Holzwaren, chemische Artikel u. a.

hergestellt. Außerdem kauft die Großeinkaufsgesellschaft die ver-

schiedensten Waren en gros ein, um eben so den Zwischenhandel
auszuschalten. Die Höhe des Warenumsatzes der G.E.G. belief
sich 1926 auf 249 Mill. Mark. Die Konsumvereine sind planmäßig
dazu übergegangen, die von den Mitgliedern benötigten Waren in

eigenen Betrieben so gut und so billig wie möglich herzustellen,·so
daß sich hier ein Riesengebilde entwickelt, dessen Bedeutung nicht
überschätztwerden kann. Dr. Wilhelm Grotkopp.

Eine Retchsforschungagesellfchaft für Wirtschaft-s
·

-·

lichkeit im Bau- und Wohnungswefen.
Ein Betrag von 10 Millionen Reichsmark wurde durch ein

Gesetz vom 2. Juni d. J. dem Reichsarbeitsminister für Arbeiten und

Versuche zur Verbilligung und—Verbesserung des Wohnungsbaues
zur Verfügung gestellt. Jm Anschluß hieran ist eine ,,Reichs-
forschungsgesellschaft für Wirtschaftlichkeit im Bau-i und Wohnungs-
wesen e. VI gegründet worden. Ihre Aufgabe ist es, wirtschaftliche
Formen von Bauteilen, Wohnungen und Wohnhäusern, wirtschaft-
liche Verfahren für Gelänsdeerschließung,Kostenberechnung, Bauaus-

führung, überhaupt die höchsteWirtschaftlichkeit im Bau- und Woh-
nungswesen durch theoretische und praktische Versuche zu ermitteln

und zu verbreiten. Die Organe der Gesellschaft sind außer dem

Die Deutschen unter der polnischen Herrschaft. Von P olo«nicus,
1927, Zentralverlag G. m. b. H» Berlin W Zö. 79 Seiten.

Daß das Deutschtum in Polen unter Zurücksetzungenund ·Ver-
solgungen zu leiden hat, daß eine brutale Entdeutschungspolitik in

Polen dahin zielt, Rseichsdeutsche wie Deutsche polnischer Staats-

angehörigkeit zu entwurzeln und aus dem Lande zu treiben, ist all-

gemein bekannt. und mehr als einmal hat sich die deutsche Offents
lichkeit mit besonders krassen Vorfällen dieser Art vor allem aus

PolnischsOberschlesienbeschäftigt. Gefehlt hat es aber bisher an

einer zusammensa senden Darstellung des Umfangs, der Methoden
und des Erfolges dieses verabscheuungswürdigen Systems. Solche
Tücke füllt die Schrift von Polonicus aus. Nach einleitenden Ab-

schnitten über die rechtliche Lage der Deutschen in Polen, ihren
historischen Ursprung und ihre frühere und jetzige zahlenmäßige
Stärke wird in in sich abgeschlossenenEinzeldarstellungen gezeigt, wie

ein hemmungsloser polnischer Chauvinismus in Verwaltung und

Gesetzgebung, in Schule und Kirche, kurzum auf allen Gebieten des

staatlichen und kulturellen Lebens gegen die Deutschen kämpft, und

die Hauptursache dieses polnischen Chauvinismus sieht der Ver-

sasser indem Bestreben, das Deutschtum des abgetretenen Gebietes

nach Möglichkeit auszurotten, für den Fall, daß die Frage der pol-
nischen Gren en noch einmal erörtert wird. Eine objektive, leiden-

schaftslose arstellung und ein umfassendes Tatsachenmaterial
schützen die Schrift vor dem Vorwurf der Tendenz oder Agitation.
Der Verfasser will nicht die bestehende Notlage der Deutschen in

Polen politisch ausbeuten, sondern durch seine Darstellung zu ihrer
Besserung beitragen, und er kennzeichnet selbst den Zweck seiner
Schrift mit den Worten: »Gelingt es, Polen von seinem schranken-
losen inneren Ehauvinismus abzubringen, so ist ein großer Schritt
auf dem Wegeider Entspannung der deutsch-politischen Beziehungen,
der inneren Konsolidierung Polens und der weiteren Befriedung
Europas getan.«
Das Saargebiet im Spiegel der Karikatur unb· Satire. Verlag der

»S a a r - J l l u st r i e r t e«, satirischshumoristisches Wochenblatt
für das Saargebiet. Saarbrücken 1927. 80 S. Preis 20 Fr.

Zu den Mitteln moderner politischer Propaganda gehört auch
die Karikatur. Gut angewendet, kann sie durchschlagende Erfolge er-

zielen. Die Fremdherrschaft an der Saar fordert zu solcher Karikatur

geradezu heraus. Der obengenannte Saarbrücker Verlag hat es in

wirksamer Weise verstanden, die Zustände an der Saar zu karikieren.

Jn rund 150 köstlichenKarikaturen und beißenden Satiren ist die

gesamte politische und wirtschaftliche Geschichte des Saargebietes
seit 1920 vom Zeichenstift festgehalten. Jeder Freund einer guten-
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Vorstand, der aus zwei Herren besteht, und der Mitgliederversamms
lung der Verwaltungsrat und der Sachverständigenrat. Der Verwal-

tungsrat besteht aus 16 Mitgliedern.- Er entscheidet vor allem dar-

über, welche Bauvorhaben und Versuche unterstützt werden sollen.
Der Sachverständigenrat besteht aus 15 Mitgliedern, er ist von dem

Verwaltungsrat gutachtlich zu hören. Die Bewilligung der Mittel

erfolgt auf Antrag der Gesellschaft durch den Reichsarbeitsminister.
Diesem steht ein Einspruchsrecht gegen Beschlüsse des Verwaltungs-
rats zu. Eine Bewilligung von Mitteln kommt einmal für wissen-
schaftliche Forschungsarbeiten, Taboratoriumsversuche und sonstige
dem Gesellschaftszweck entsprechende praktische oder wissenschaftliche
Versuche und Arbeiten in Frage, sowie ferner für Versuchsbauten
zur Erforschung neuer oder nicht
völlig erprobter Bauweisen, Konstruk-
tionen, Materialien usw-. Bei Unter-

stützung von Bauten sollen die Mittel
in der Regel als verzinsliche, künd-
bare Darlehn gegeben werden-. Vor-

aussetzung ist, daß die Finanzierung
der Bauten im übrigen durch Vor-

liegen von festen Zusagen für Hypo-
theken, Hauszinssteuerdarlehen usw.
gesichert ist, und daß ferner das Vor-

handensein des erforderlichen Eigen-
kapitals nachgewiesen wird. Die

Dsarlehen sollen also nicht dazu
dienen, fehlende Finanzierungsmittel
zu ersetzen. Sie werden nur zur
Deckung der gerade durch den Versuch
entstehenden besonderen Kosten ge-
geben insbesondere also, falls der

Bautinternehmerdurch Versuch einer neuen Bauweise ein besonderes
Risiko übernimmt. Die Gesellschaft selbst darf nach ausdrücklicher
Vorschrift der Satzung nicht als Bauherr austreten. Der Sitz der

Gesellschaft ist Berlin W 9, Voßstr. Is.

Neues Wappen der Provinz Sachsen

Blick in die Bücher Dis-—-
Satire wird an den Karikaturen dieses »politischenund unpolitischen
Bilderbuches von der deutschen Saar aus den Jahren 1920——1926«

seine helle Freude haben. Karl Wolfgang Kling zeichnet als Heraus-
geber des Werkes, die Zeichnungen selbst stammen von den ein-

heimischen Saarkünstlern Otto Seitz, Rudk Sarg- A. Kirchheimer,
s Georg Leupold und W. Neu-.

Der amerikanische Journalismus. Von Dr. Emil Dovifat,
Deutsche VerlagssAnstalt Stuttgart, 256 S., geb. 9 M.

Dieses Buch ist die Frucht einer Studienreise des um die Zei-
tungswissenschaft in Deutschland hochverdienten Verfassers nach den

Vereinigten Staaten. Man muß sagen, daß er es ausgezeichnet
verstanden hat, aus der praktischen Beobachtung heraus diese histo-
risch-systematische Darstellung des amerikanischen Zeitungswesens und

-betriebes zu entwerfen· Dabei kommen äsm die beiden Eigen-
schaften — die nicht immer miteinander vereint sind — wissenschaft-
liche Gründlichkeit und politisches Verständnis zugute.

Er schildert zunächst die geschichtliche Entwicklung der amerika-

nischen Presse, der sogenannten PennysPresse wie der Gesinnungs-
presse. Die Typen der bedeutendsten Zeitungsgründer, wie Gordon

Bennet, Garrison und Greer werden besonders packend dargestellt.
Dovifat kommt dann zum amerikanischen Journalismus der Gegen-
wart, der beherrscht wird von der Anbetung der Nachricht und dem

Betrieb der »Nachrichtenmaschine«.Hier schildert er den ganzen
Komplex des modernen amerikanischen Zeitungswesens nach der tech-
nischen, wirtschaftlichen, organisatorischen und moralischen Seite-Der
Teitartikeh der Stolz des deutschen Pressemannes, kann mit wenigen
Seiten abgetan werden, da er ein Stiefkind des amerikanischen
Journalismus ist. An seine Stelle tritt die Nachricht mit all ihren
Sensationen, Jndiskretionen und Geschmacklosigkeiten Die großen
Zeitungskapitäne des modernen Amerika —- neben Gordon Bennet,
Pulitzer und Hearst —- charakterisiert und kritisiert er klar und

treffend. Er kommt u dem Ergebnis, daß die amerikanische Presse
eine Magd der Maszsenpsycheist, daß sie kapituliert hat vor der

öffentlichen Meinung, indem sie das bringt, was diese will. Zum
Schluß untersucht er auch die Frage, ob die deutsche Gesinnungspresse
nicht doch schon auf dem Wege einer Amerikanisierung sei und warnt

vor den Gefahren der amerikanischen Sensationspresse.
Das Buch ist die einzige deutsche Darstellung des amerikanischen

Pressewesens
und nimmt aus diesem Grunde einen wichtigen Platz

n unserer Zeitungsliteratur ein. Es ist zugleich eine erfreuliche
literarische Leistung, denn es vereinigt die Vorzüge des lebhaft und

se selnd schreibenden Journalisten mit der Exaktheit und Gründlichkeit
des wissenschaftlichenDenkers. Z.
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Ein neues grundlegendes Buch

iiber das Auslandsdeutschtum
—
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imAnstand
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Dr. FritzWertheimer

251
-

seiten
"

in geschmackvoilem Haibleinenband -

6.60 PM.

Es ist-oft ein wahrer Heldenkampf, den die

politischen Vertreter des Auslandsdeutschtums

fuhren, jene Männer, die ihre Lebensarbeit an

die Erhaltung und pflege des abgegrenzten
Volksleils außerhalb der Reichsgrenzen setzen-

die oft erstaunliche Opfer an Gut und Blut

bringen.

Sie alle muß die Heimat kennen. Wert-

heimer. der eminent- riihrige und kennlnisreiche

Generalsekretär des Deutschen Auslandsinstituts

in Stuttgart, schildert in seinem buch die Der-

sönlichkeitem 40 mehr oder weniger umfassende

biographische skizzen stecken darin. Er schildert

ihren Kampf und — erfreulicherweise — oft auch

ihren sieg. Darüber hinaus gibt das Buch iiber

die Zahl und die starke der Deutschen in den

Parlamenten in den Ländern rings um Deutsch-

land herum genaueste Auskunft-

in Wertheimers Buch finden sich

Tatsachen, so iiickenios und bedeut-

sam, so zuverlässig und fesseind, wie

sie vielleicht in keiner der schritten

iiber das Thema ,,Auslandsdeutsch-
turn« der letzten 201ahre zu finden sind.

Zentral-Verlag Ci.rn.b.I-l.

Berlin W 35, Potsdainer str. 41

Dr. Walther Bothschi1d, Verlagsbuchhandlung

Berlin - Grunewald

Handbuch der Politik
Dritte Anklage in 6 Banden

.Herausgeber:
Gerhurcl Anschiitz, Heidelberg J Albrecht Menclelssohn Bar-

tholdg, Hamburg X Mao- Lenz, Hamburg XGeorg Von sehen-,
Würzburg X Eugen Schiffer, Berlin - Adolf Wuch f, Leipzig

Erster Band: Die Grundlagen der Politik X- Zweiter Band:
Der Weltlcrieg X Dritter Band: Die politische Erneuerung
Vierter Band: Der wirtschaftliche Wiedereufbau X Fünfter
Band: Der Weg in die Zukunft - sechster Band-
Urlcunclen zur Politik unserer Zeit bis zum Paict eon Locarno

Preis jedes Bandes in Groizlexikonoktav

in Halbleinen 24 M., in Ganzleinen 27 M., in Halbieder 32 M.

Die Zutun-« In einein sammelwerk, wie es nach solcher Umsicht kaum je
bereitet worden, in so w il r d t g e In G la n z e noch nie erstanden ist. ..

Nordischer Kurier-: Der Besitz des groiie n Werke s ersetzt
eine ganze Stolze spe zlalblbllothsk und bietet eine
wahre Piiiie zuverlässige-L gediegenster Belehrung· Die Anschauung
des Werkes, das bleibenden Wert tiir Jahrzehnte besitzt-, kann nur

auf das wärmste empfohlen werden; es wird sich forterben auf die
kommenden Generationen.

Rhecnieehswestydlische Zeitung : TPo lit is c h e II a u s b i b e i tllr jeden
deutschen Staatsbiirger.

Berliner Tages-lett .· » s t a n d a r d w o r k
« der deutschen Politik, auf

das das deutsche Volk mit stolz blicken kann.

Leipziger Neues-te Nachrichten .- Es ist e in M u s t e r w e r k
,

d a

s ein e s g l e t c h e n auf dem politischenwissenschafsgebiet nie h t h a t.

Austührlicher Prospekt steht zur Verfügung

Verantwortlich für den redaktionellen Teil

Flir den Anzeigenteih c. Be edigfei t, Berlin-

I I I I I I I

sie Italien es niuu nicln aliiiii
bei der herrschenden cieidknappheit Tafelbestecke bei Teil-

zahlungsversandgeschäften zu kaufen.

sind sie aul der lluil
Wir liefern unsere MercossOssiibersBestecke rnit

garantiert 90 gr. silberauflage in zwölf verschle-

denen, von Künstlerhand entworfenen Dessins
unter Ausschaitung des Zwischenhandels direkt an

; Private. Mercossossilberssestecke mit Zojährlger
schriftlicher Garantie sind Oualitätserzeugnisse
allerersten Ranges, in jeder Hinsicht vorbildiich
und eignen sich zu Ceschenkzwecken ganz vor-

züglich. Wir liefern unsere Nerco-90-siiber-Bes
stecke gegen 6 monatliche Ratenzahlungen und

berechnen ihnen nicht die fast unerschwingiich
hohen Preise der Teilzahiungsversandgesdiäfte.
sondern unsere 0riginaisEngrospreise mit einein

— vorläufigen Aufschlag von los-Z. Bei punktiicher
Einhaltung der Monatsraten können sie an der

letzten Rate wieder 7OA in Abzug bringen, so das

der Cesamtaufschlag auf unsere

criglnslssngrcsprelse nur IV
betkägt Bedenken sie diesen Vorteil!

Unzählige staatlich begiaubigte Danks u.finerken-

nungsschreiben geben ihnen einen Beweis unserer

Leistungsfähigkeit Verlangen sie sofort reichill.

Preisiiste sowie unverbindiiche Mustersendung.

Mettmanner

ede Pressegeietzr Ministeriaikaf Dr. S tr a h l, Berlin. s-

arietlenburg. - Ossietdkuck: w. B it k e n it e i n, Berlin SW es.
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